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Mandanteninformation Januar 2024

Sehr geehrte Damen und Herren,
fuir das neue Jahr 2024 wiinschen wir lhnen und Ihren Familien Gesundheit, Gliick, Zufriedenheit und ein friedvolles
Miteinander. Anbei erhalten Sie unsere Mandanteninformation Januar 2024. Gerne stehen wir Ihnen fur weiterge-

hende Fragen zur Verfigung. Sprechen Sie uns bitte an!

lhr NH-Team

In eigener Sache

Standort Hagen

Wir freuen uns sehr, dass Herr Wirtschaftspriifer und Steuerberater Dipl.-Ok. Benjamin Schwalvenberg unser NH-
Team ab Januar 2024 unterstiitzen wird. Er hat Gber 16 Jahre Erfahrung in der Priifung und war zuletzt bei einer
groReren Wirtschaftsprifungsgesellschaft in Dortmund tatig. Herr Schwalvenberg ist 41 Jahre alt, verheiratet und

Vater zweier Kinder. Er wird im Bereich Wirtschaftspriifung tatig sein.

Standort Attendorn

Wir freuen uns sehr, dass Herr Wirtschaftspriifer und Steuerberater Dipl.-Kfm. Dennis Seuthe unser NH-Team ab
Januar 2024 unterstutzen wird. Nach Stationen in einer der grof3en Wirtschaftsprifungs- und Steuerberatungskanz-
leien in Hessen und im Ruhrgebiet, lebt und arbeitet er inzwischen seit mehreren Jahren wieder im Sauerland. Herr
Seuthe ist 40 Jahre alt, verheiratet und Vater einer Tochter. Er wird in den Bereichen Wirtschaftspriifung und Steu-

erberatung tatig sein.

ISERLOHN = Lange StraBe 19 = D-58636 Iserlohn = Telefon +49(0)2371/77 460 NH GRUPPE
HAGEN = Elbersufer1 = D-58095Hagen = Telefon +49(0)23 31 /37 607 0 info@nhup.de

ATTENDORN = Rontgenstralle 33 = D-57439 Attendorn = Telefon +49(0)27 22 /9552 0 www.nhup.de
WITTEN = Sprockhdveler StraBe 4 = D-58455 Witten = Telefon +49(0)23 02 /28 26 00
SIEGEN = RosterstraBe 37 = D-57074 Siegen = Telefon +49(0)2 71 /33 58 30
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Termine Januar 2024

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeitrége féllig werden:

Steuerart Falligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
Uberweisung? Scheck?
Lohnsteuer, 10.01.2024 15.01.2024 05.01.2024

Kirchensteuer,

Solidaritatszuschlag?®

Umsatzsteuer?* 10.01.2024 15.01.2024 05.01.2024

Kapitalertragsteuer, Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritatszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten

. - Gewinnausschittung an den Anteilseigner an das zustandige Finanzamt abzufiihren.
Solidaritatszuschlag

Sozialversicherung® 29.01.2024 entfallt entfallt

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen miissen grundsétzlich bis zum 10. des dem
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Féllt der 10. auf
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der ndchste Werktag der Stichtag. Bei einer Sdumnis der Zah-
lung bis zu drei Tagen werden keine Saumniszuschlége erhoben. Eine Uberweisung muss so friihzeitig
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Félligkeit erfolgt.

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermachtigung erteilt werden.

3 Fur den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern fur das abgelaufene Kalendervierteljahr.

4 Fur den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlangerung fur den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszah-
lern ohne Dauerfristverlangerung fir das abgelaufene Kalendervierteljahr.

5 Die Sozialversicherungsbeitrage sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fal-
lig. Um Saumniszuschlage zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin fiir die Beitragsnachweise. Diese missen der jeweiligen Einzugs-
stelle bis spatestens zwei Arbeitstage vor Falligkeit (d. h. am 25.01.2024, 0 Uhr) vorliegen. Regionale Be-
sonderheiten bzgl. der Félligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfiihrung durch extern Beauf-
tragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Falligkeitstermin an den Be-
auftragten Gbermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Falligkeit auf einen Montag oder auf einen

Tag nach Feiertagen fallt.
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Basiszinssatz zum 1. Januar 2024 bei 3,62 %

Die Deutsche Bundesbank berechnet nach den gesetzlichen Vorgaben des § 247 Abs. 1 BGB den Basiszinssatz
und veroffentlicht seinen aktuellen Stand gemafl § 247 Abs. 2 BGB im Bundesanzeiger. Der Basiszinssatz des
Birgerlichen Gesetzbuches dient vor allem als Grundlage fiir die Berechnung von Verzugszinsen, § 288 Absatz 1
Satz 2 BGB. Er verandert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche
seine BezugsgroRe seit der letzten Veranderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgrof3e ist
der Zinssatz fur die jingste Hauptrefinanzierungsoperation der Europaischen Zentralbank vor dem ersten Kalen-
dertag des betreffenden Halbjahres. Hieraus errechnet sich mit dem Beginn des 1. Januar 2024 ein Basiszinssatz
des Burgerlichen Gesetzbuches von 3,62 % (zuvor 3,12 %). Der neue Basiszinssatz ist in der Ausgabe des Bun-

desanzeigers vom 28.12.2023 bekannt gegeben worden.

1. GmbH-Gesellschafter/-Geschaftsfihrer

Korperschaftsteuerliche Organschaft und unterjdhrige Verschmelzung

Im Fall der Verschmelzung von 2 Kapitalgesellschaften tritt der ibernehmende Rechtstrager (Organtréger) hin-
sichtlich des Merkmals der finanziellen Eingliederung auch dann in die Rechtsstellung des tUbertragenden Rechts-
tragers ein, wenn der umwandlungssteuerliche Ubertragungsstichtag nicht auf den Beginn des Wirtschaftsjahres
der Organgesellschaft zuriickbezogen wird. Dies gilt auch fur das Merkmal der Zuordnung der Beteiligung an der
Organgesellschaft zu einer inldndischen Betriebsstétte des Organtragers. Hintergrund: Die A-GmbH, deren Wirt-
schaftsjahr dem Kalenderjahr entsprach, griindete im August 2014 u. a. die B-GmbH, deren Wirtschaftsjahr vom
1.09. bis 31.8. lief. Im Februar 2015 schloss die A-GmbH mit der B-GmbH einen Ergebnisabfiihrungsvertrag
(EAV), der im Marz 2015 in das Handelsregister eingetragen wurde und riickwirkend ab dem Beginn des Ge-
schéftsjahres der B-GmbH galt. Gegenstand des Unternehmens der B-GmbH war die Vercharterung eines See-
schiffes. Im Mai 2015 wurde die A-GmbH auf die Klagerin — eine AG — verschmolzen. Verschmelzungsstichtag
war nach dem Verschmelzungsvertrag der 1.1.2015. Im Juni 2017 wurde auch die B-GmbH auf die Klagerin ver-
schmolzen. Verschmelzungsstichtag war hier der 1.9.2017. Die B-GmbH ging in ihren Steuererklarungen fiir das
Streitjahr 2015 bei der Kdrperschaft- und Gewerbesteuer von einer Organschaft mit der Klagerin als Organtragerin
aus. Dementsprechend erklarte sie fur die Korperschaftsteuer ein zu versteuerndes Einkommen von 0 EUR und
gab die Anlage OG ab. Darliber hinaus beantragte sie die Feststellung des Bestands des steuerlichen Einlage-
kontos. Das Finanzamt erkannte die Organschaft nicht an und erlieR gegeniiber der B-GmbH entsprechende
Bescheide Uber Korperschaft-steuer, tber den Gewerbesteuermessbetrag sowie Uber die gesonderte Feststel-
lung von Besteuerungsgrundlagen nach § 27 Abs. 2 und 8§ 28 Abs. 1 Satz 3 KStG. Der wegen der Nichtanerken-
nung der Organschaft eingelegte Einspruch blieb erfolglos. Die von der Klagerin als Gesamtrechtsnachfolgerin
der B-GmbH eingereichte Klage hatte teilweise Erfolg. Das FG ging seinem Urteil von dem Bestehen einer Org-
anschaft aus und anderte den festgesetzten Gewerbesteuermessbetrag auf 0 EUR. AuBerdem verpflichtete es
das Finanzamt, einen Bescheid (ber die gesonderte und einheitliche Feststellung nach § 14 Abs. 5 Satz 1 KStG
zu erlassen und fur das Streitjahr das der Klagerin als Organtragerin zuzurechnende Einkommen der B-GmbH
sowie die Minderabflihrungen aus organschaftlicher Zeit festzustellen. Entscheidung: Der BFH hat auf die Revi-
sion des Finanzamts hin die Vorentscheidung aufgehoben und die Sache mangels Spruchreife an das FG zur
anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zuriickverwiesen. Der BFH bestétigt die Auffassung des FG, dass

die gesonderte und einheitliche Feststellung nach § 14 Abs. 5 Satz 1 KStG auch die Statusfrage des Bestehens
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oder Nichtbestehens einer korperschaftsteuerrechtlichen Organschaft nach § 14 KStG erfasst und im Streitfall die
Voraussetzung der finanziellen Eingliederung nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 KStG vorlag. Die tatséchlichen
Feststellungen des FG reichten aber nicht aus, um abschlieBend entscheiden zu kénnen, ob im Streitjahr samtli-
che Voraussetzungen einer kérperschaft- und gewerbesteuerrechtlichen Organschaft zwischen der Klagerin als
Organtragerin und der B-GmbH als Organgesellschaft erfiillt gewesen seien. Die vom FG tenorierten Feststellun-
gen seien von dem Gesetzesbefehl des § 14 Abs. 5 Satz 1 KStG erfasst. Die gesonderte Feststellung des der
Klagerin als Organtragerin zuzurechnenden Einkommens sei in 8 14 Abs. 5 Satz 1 KStG (ausdriicklich) angefiihrt.
Zusétzlich ordne § 14 Abs. 5 Satz 1 KStG die Feststellung "damit zusammenhéngende(r) andere(r) Besteue-
rungsgrundlagen” an. Hiervon werde auch die vom FG geforderte Feststellung der Minderabfiihrungen aus org-
anschaftlicher Zeit nach § 14 Abs. 4 KStG erfasst. Auch der zwischen den Beteiligten allein streitige Status des
Bestehens oder Nichtbestehens einer Organschaft sei — zumindest "incidenter" — Gegenstand der in § 14 Abs. 5
Satz 1 KStG angeordneten Feststellung der "damit" (Feststellung des dem Organtrager zuzurechnenden Einkom-
mens) "zusammenhangende(n) andere(n) Besteuerungsgrundlagen”. Denn ohne das Bestehen einer Organ-
schaft kdnne kein dem Organtrager zuzurechnendes Einkommen festgestellt werden. Die Statusfeststellung sei
als Vorbedingung fur die Feststellung des zuzurechnenden Einkommens die stérkste Form "damit zusammen-
hangender Besteuerungsgrundlagen”. Der Senat habe bereits in der Vergangenheit zu den Auswirkungen um-
wandlungssteuerrechtlicher Vorgadnge auf das Tatbestandsmerkmal der finanziellen Eingliederung i. S. d. § 14
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 KStG erkannt und fir den Fall der Einbringung einer Mehrheitsbeteiligung an der Organge-
sellschaft nach § 20 Abs. 1 Satz 2 UmwStG 1995 entscheidend auf die Anwendung von § 12 Abs. 3 Satz 1i. V.
m. § 22 Abs. 1 und 8 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 1995 abgestellt. Aus diesen Vorschriften folge, dass die Giberneh-
mende Korperschaft umfassend und vorbehaltlos in die steuerliche Rechtsstellung der tbertragenden Kdorper-
schaft eintrete (sog. Ful3stapfentheorie). Dies gelte auch fiir die kérperschaftsteuerrechtlichen Organschaftsvo-
raussetzungen. Deshalb sei es ausreichend, wenn ab dem Beginn des Wirtschaftsjahres der Organgesellschaft
eine finanzielle Eingliederung zunachst zum Ubertragenden Rechtstrager und anschlieRend zum tibernehmenden
Rechtstrager bestehe. Ob die finanzielle Eingliederung rechtlicher oder rein tatsachlicher Natur sei und ob dieses
Merkmal von der umwandlungssteuerlichen Rickwirkung nach § 20 Abs. 7 und Abs. 8 Satz 1i. V.m. § 2 Abs. 1
UmwStG 1995 erfasst werde, sei in diesen Urteilen offen geblieben. Obwohl vorliegend — abweichend zu den
bereits entschiedenen Sachverhalten — der Beginn des Wirtschaftsjahres der Organgesellschaft (1.9.2014) nicht
mit dem umwandlungssteuerlichen Ubertragungsstichtag (1.1.2015) zusammenfalle, halte der Senat an seiner
(bisherigen) Rechtsprechung fest. Denn der Ubernehmende Rechtstrager trete hinsichtlich der finanziellen Ein-
gliederung auch dann nach § 12 Abs. 3i. V. m. 8 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG in die Rechtsstellung des uibertragen-
den Rechtstragers ein, wenn der umwandlungssteuerliche Ubertragungsstichtag nicht auf den Beginn des Wirt-
schaftsjahres der Organgesellschaft zuriickbezogen werde. Allein die umwandlungssteuerliche Rechtsnachfolge
nach § 12 Abs. 3i. V. m. § 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG konne zur finanziellen Eingliederung in den tbernehmenden
Rechtstrager (Organtrager) filhren. Es mussten nicht zusétzlich die Voraussetzungen einer umwandlungssteuer-
lichen Riickbeziehung auf den Beginn des Wirtschaftsjahres der Organgesellschaft vorliegen. Die Rechtsinstitute
der umwandlungssteuerlichen Rechtsnachfolge und der umwandlungssteuerlichen Rickbeziehung stinden
gleichberechtigt nebeneinander; sie kdnnten den gleichen Zeitraum betreffen, miissten es aber nicht. Zwar folge
aus dem Ausnahmecharakter der Organschaft eine grundséatzlich strenge Auslegung der gesetzlichen Regelun-
gen Uber die Voraussetzungen der kdrperschaftsteuerrechtlichen Organschaft. In Umwandlungsféallen wirden
diese Regelungen aber durch die umwandlungssteuerrechtlichen Vorschriften erganzt. Diese sahen in § 12 Abs.

3i.V.m. § 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG eine umfassende umwandlungssteuerliche Rechtsnachfolge vor. Selbst eine
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grundsétzlich enge Auslegung der Organschaftsvoraussetzungen kénne nicht dazu fuhren, diese umwandlungs-
steuerrechtlichen Sonderregelungen zu negieren, zumal das Merkmal der finanziellen Eingliederung nicht perso-
nengebunden sei, sondern der Mehrheitsbeteiligung an der Organgesellschaft anhafte, die mit der Umwandlung
auf den Ubernehmenden Rechtstrager tibergehe. Aus Sicht der Organgesellschaft &ndere die Umwandlung auf
der Ebene des Organtragers nichts an der "Eingliederung"” in ein anderes Unternehmen. Durch die Verschmelzung
der Organgesellschaft (B-GmbH) auf die neue Organtragerin (Klagerin) im Jahr 2017 sei wahrend der Mindest-
vertragslaufzeit des EAV eine sog. Konfusion eingetreten. Dadurch sei der EAV vor Ablauf der Mindestvertrags-
laufzeit des § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1 KStG erloschen. Das FG sei aber zutreffend davon ausgegangen,
dass dies in entsprechender Anwendung des § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 KStG unschadlich gewesen sei. Die
Konfusion stelle einen wichtigen Grund fiir die Nichteinhaltung der Mindestvertragslaufzeit dar. Ungeachtet des
Umstands, dass zwischen den Beteiligten mit Blick auf die von ihnen erdrterten weiteren Voraussetzungen einer
kérperschaft- und gewerbesteuerrechtlichen Organschaft kein Streit bestehe und der Senat insoweit von Ausfiih-
rungen absehen kénne, sei die Sache nicht spruchreif, da das FG keine tatsachlichen Feststellungen zur Zuord-
nung der Beteiligung an der Organgesellschaft zu einer inlandischen Betriebsstatte des Organtragers getroffen
habe. Daher sei die Vorentscheidung aufzuheben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entschei-

dung an das FG zuriickzuverweisen.

Korperschaftsteuerliche Organschaft und unterjahriger qualifizierter Anteilstausch

Stellt bei einem qualifizierten Anteilstausch der ibernehmende Rechtstrager (Organtrager) den Antrag, die Anteile
unter dem gemeinen Wert anzusetzen, tritt er hinsichtlich des Merkmals der finanziellen Eingliederung in die
Rechtsstellung des libertragenden Rechtstragers ein. Dass der umwandlungssteuerliche Ubertragungsstichtag
im Fall des Anteilstauschs nicht auf den Beginn des Wirtschaftsjahres der Organgesellschaft zuriickbezogen wer-
den kann, ist hierfiir unerheblich. Hintergrund: Die Klagerin, eine im Jahr 2008 gegriindete GmbH, war zunachst
zu jeweils 30 % an der D-KG als Kommanditistin und an deren Komplementar-GmbH als Gesellschafterin beteiligt.
Alleingesellschafter der Klagerin war C, der auch die tibrigen 70 % an der D-KG und deren Komplementar-GmbH
als Kommanditist bzw. Gesellschafter hielt. Mit Vertrag aus dem Januar 2010 brachte C seine Kommanditbeteili-
gung an der D KG und seine Anteile an der Komplementar-GmbH riickwirkend zum 1.1.2010 (00:00 Uhr) zu
Buchwerten in die Klagerin ein. Ebenfalls im Januar 2010 griindete er als Alleingesellschafter die B GmbH und
erbrachte die Stammeinlage durch Einbringung seiner Beteiligung an der Klagerin mit wirtschaftlicher Wirkung
zum 15.1.2010. Dariber hinaus schloss die B GmbH im Januar 2010 mit der Klagerin einen "Beherrschungs- und
Gewinnabfuhrungsvertrag" (EAV), der im Februar 2010 in das Handelsregister eingetragen wurde. Die Verpflich-
tung zur Gewinnabfiihrung galt erstmals fir den gesamten Gewinn des Geschéftsjahres, in dem der EAV wirksam
wurde. Das Wirtschaftsjahr der Klagerin entsprach im Streitjahr dem Kalenderjahr. Das Finanzamt erkannte die
korperschaftsteuerrechtliche Or-ganschaft fur das Streitjahr nicht an. Da die B GmbH erst im Streitjahr gegriindet
worden sei und das Gesetz fur den Fall des Anteilstauschs keine Mdglichkeit einer steuerlichen Rickwirkung
regele, fehle zum Beginn des Streitjahres der Organgesellschaft (Klagerin) die finanzielle Eingliederung. In der
Folge qualifizierte das Finanzamt die Gewinnabfiihrung der Klagerin als Gewinnausschiittung an die B GmbH.
Ein Einspruch der Kl&gerin blieb erfolglos. Das FG gab der Klage gegen den Kérperschaftsteuerbescheid mit der
Begriindung statt, dass die Klagerin aufgrund der vom BFH angewendeten sog. Ful3stapfentheorie nach § 12
Abs. 3i. V. m. § 23 Abs. 1 und 8 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG umfassend in die steuerliche Rechtsstellung des

Ubertragenden Rechtstragers eingetreten sei. In der Folge werde in der Zeit vom 1.1.2010 bis zum 14.1.2010 die
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finanzielle Eingliederung zwischen der Klagerin und C (auch) der B GmbH als Rechtsnachfolgerin des C zuge-
rechnet. Dass § 21 UmwStG flr den Fall eines reinen Anteilstauschs nicht auf die Regelungen zur umwandlungs-
steuerlichen Ruckwirkung nach § 20 Abs. 5 und 6 UmwStG verweise, sei unerheblich. Entscheidung: Der BFH
hat entschieden, dass das FG zu Recht davon ausgegangen ist, dass zwischen der B GmbH als Organtragerin
und der Klagerin als Organgesellschaft fir das Streitjahr eine wirksame Organschatft i. S. v. § 14 KStG bestanden
habe. Insbesondere sei die Voraussetzung der finanziellen Eingliederung schon vom Beginn des Wirtschaftsjah-
res der Klagerin (1.1.2010) an erfillt. Der Senat habe bereits in der Vergangenheit zu den Auswirkungen um-
wandlungssteuerrechtlicher Vorgadnge auf das Tatbestandsmerkmal der finanziellen Eingliederung i. S. d. § 14
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 KStG erkannt und fiir den Fall der Einbringung einer Mehrheitsbeteiligung an der Organge-
sellschaft nach § 20 Abs. 1 Satz 2 UmwStG 1995 entscheidend auf die Anwendung von § 12 Abs. 3 Satz 1i. V.
m. § 22 Abs. 1 und 8 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG 1995 abgestellt. Aus diesen Vorschriften folge, dass die Giberneh-
mende Korperschaft umfassend und vorbehaltlos in die steuerliche Rechtsstellung der tbertragenden Korper-
schaft eintrete (sog. Ful3stapfentheorie). Dies gelte auch fiir die kérperschaftsteuerrechtlichen Organschaftsvo-
raussetzungen. Deshalb sei es ausreichend, wenn ab dem Beginn des Wirtschaftsjahres der Organgesellschaft
eine finanzielle Eingliederung zunachst zum Ubertragenden Rechtstrager und anschlieRend zum tibernehmenden
Rechtstrager bestehe. Ob die finanzielle Eingliederung rechtlicher oder rein tatsachlicher Natur sei und ob dieses
Merkmal von der umwandlungssteuerlichen Rickwirkung nach § 20 Abs. 7 und Abs. 8 Satz 1i. V.m. § 2 Abs. 1
UmwStG 1995 erfasst werde, sei in diesen Urteilen offen geblieben. Obwohl vorliegend — abweichend zu den
bereits entschiedenen Sachverhalten — der Beginn des Wirtschaftsjahres der Organgesellschaft (1.1.2010) nicht
mit dem umwandlungssteuerlichen Ubertragungsstichtag (15.1.2010) zusammenfalle und ein Fall des Anteils-
tauschs nach § 21 UmwsStG vorliege, bei dem wegen des fehlenden Verweises auf 8 20 Abs. 5 und 6 UmwStG in
§ 21 Abs. 2 Satz 6 UmwStG eine umwandlungssteuerliche Riickwirkung auch nicht mdglich gewesen ware, halte
der Senat an seiner (bisherigen) Rechtsprechung fest. Denn der Ubernehmende Rechtstréger trete hinsichtlich
der finanziellen Eingliederung auch dann nach § 12 Abs. 3i. V. m. § 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG in die Rechtsstellung
des Uibertragenden Rechtstragers ein, wenn der umwandlungssteuerliche Ubertragungsstichtag nicht auf den Be-
ginn des Wirtschaftsjahres der Organgesellschaft zurlickbezogen werde oder werden kénne. Dies gelte durch den
Verweis in 8 23 Abs. 1 UmwStG auf § 12 Abs. 3 und § 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG auch in der Konstellation des
Streitfalls. Allein die umwandlungssteuerliche Rechtsnachfolge nach § 12 Abs. 3i. V. m. § 4 Abs. 2 Satz 3 Um-
wStG kénne zur finanziellen Eingliederung in den Gibernehmenden Rechtstrager (Organtrager) fihren. Es miss-
ten nicht zusétzlich die Voraussetzungen einer umwandlungssteuerlichen Rickbeziehung auf den Beginn des
Wirtschaftsjahres der Organgesellschaft vorliegen. Die Rechtsinstitute der umwandlungssteuerlichen Rechts-
nachfolge und der umwandlungssteuerlichen Riickbeziehung stiinden gleichberechtigt nebeneinander; sie konn-
ten den gleichen Zeitraum betreffen, missten es aber nicht. Die Regelungen Uber die umwandlungssteuerliche
Rechtsnachfolge wiirden nach § 23 Abs. 1 UmwStG auch firr die Félle des Anteilstauschs (8§ 21 UmwStG) gelten,
wenn — wie im Streitfall — ein qualifizierter Anteilstausch i. S. d. § 21 Abs. 1 Satz 2 UmwStG vorliege und die
Ubernehmende Gesellschaft (B GmbH) einen Antrag gestellt habe, die Anteile mit einem unter dem gemeinen
Wert liegenden Wert anzusetzen. Zwar folge aus dem Ausnahmecharakter der Organschaft eine grundsatzlich
strenge Auslegung der gesetzlichen Regelungen Uber die Voraussetzungen der kérperschaftsteuerrechtlichen
Organschaft. In Umwandlungsféllen wirden diese Regelungen aber durch die umwandlungssteuerrechtlichen
Vorschriften erganzt. Diese séhen in § 12 Abs. 3i. V. m. § 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG eine umfassende umwand-
lungssteuerliche Rechtsnachfolge vor, die durch den Verweis in § 23 Abs. 1 UmwsStG auch fiir den Streitfall gelten

wirden. Selbst eine grundsétzlich enge Auslegung der Organschaftsvoraussetzungen kénne nicht dazu fuhren,

7/29

Info-Brief, vorherige Ausgaben und weitere aktuelle Informationen finden Sie auch auf unseren Webseiten
Stand: 12.01.2024 Alle Beitrage sind nach bestem Wissen und Gewissen zusammengestellt.
Eine Haftung fir deren Inhalt kann jedoch nicht ibernommen werden.



NH GRUPPE

diese umwandlungssteuerrechtlichen Sonderregelungen zu negieren, zumal das Merkmal der finanziellen Ein-
gliederung nicht personengebunden sei, sondern der Mehrheitsbeteiligung an der Organgesellschaft anhafte, die
mit der Umwandlung auf den Gibernehmenden Rechtstrager Gibergehe. Aus Sicht der Organgesellschaft &ndere
die Umwandlung auf der Ebene des Organtragers nichts an der "Eingliederung” in ein anderes Unternehmen.
Dabei sei der Umstand, dass die B GmbH zum 1.1.2010 noch nicht rechtlich existierte, fiir das Konzept der um-
wandlungssteuerlichen Rechtsnachfolge nach § 12 Abs. 3i. V. m. 8 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG unerheblich. Maf3-
gebend sei allein die Stellung des Ubertragenden Rechtstragers, in die der Gibernehmende Rechtstrager zum

Zeitpunkt der Rechtsnachfolge eintrete.

Reisegewerbe: Zur gewerbesteuerlichen Hinzurechnung von Standflachenkosten

Mieten fir das kurzfristige Anmieten von Standflachen eines im Reisegewerbe tatigen Imbissbetriebs fallen unter
die Hinzurechnungsvorschrift nach 8 8 Satz 1 Nr. 1 Buchst. e GewStG. Hintergrund: Die Klagerin (GmbH) ist
gewerblich tatig, indem sie durch Verkaufsstande an standig wechselnden Orten gastronomische Leistungen in
Form von zubereiteten Speisen erbringt. Fur die Verkaufsstande mietet sie kurzzeitig — jeweils fiir die Dauer von
einzelnen Tagen bis hin zu mehreren Wochen — Standplatze auf Markten, Festivals und anderen Veranstaltungen
an. Die zu verkaufenden Speisen bereitet die Klagerin in den Standen zu. Hierfir erforderliche Betriebsmittel wie
Wasser und Strom stellen die Vermieter zur Verfiigung. Nach einer Betriebsprifung erhohte das Finanzamt die
nach § 8 S. 1 Nr. 1 Buchst. e GewStG hinzuzurechnenden Mieten fur langfristige Anmietungen und Standmieten.
Gegen die Hinzurechnung der Aufwendungen fiir angemietete Standplatze wandte sich die Klagerin. Hierbei han-
dele es sich um fiktives Umlaufvermégen. Hilfsweise seien als Anmietungskosten nicht die Entgelte fiir Neben-
leistungen und Betriebskosten zu qualifizieren. Wirden diese nicht offen ausgewiesen, bediirfe es einer sachge-
rechten Schatzung. Nach Auffassung des FG war die Klage nur teilweise begriindet. Eine Hinzurechnung der
Standplatzmieten habe dem Grunde nach zu erfolgen; die Hinzurechnung erfolge aber exklusive der im Zusam-
menhang mit der Anmietung stehenden Betriebskosten. Entscheidung: Der BFH schloss sich der Auffassung
der Finanzverwaltung und des FG an. Die Revision der Klagerin wurde als unbegriindet zuriickgewiesen. Zu
Recht sei das FG von einer gewerbesteuerlichen Hinzurechnung der Mieten fiir die von der Klagerin angemieteten
Stellplatze ausgegangen. Unstrittig war im Entscheidungsfall das jeweilige Vorliegen eines Mietvertrags, weil die
Anmietung des jeweiligen Standplatzes gegen Entgelt das wesentliche Vertragselement war. Nebenleistungen,
wie z. B. eine Bereitstellung von Strom oder eine Reinigung der Flachen, &ndert hieran nichts. Fir die Hinzurech-
nung nach § 8 Satz 1 Nr. 1 Buchst. e GewStG ist die Frage zu beantworten, ob das Wirtschaftsgut zum Anlage-
vermdgen gehoren wirde, wenn der Mieter Eigentimer des angemieteten Mietgegenstandes wére. Nach Auffas-
sung des BFH ist die Vorinstanz zu Recht davon ausgegangen, dass die Standplatze bei unterstelltem Eigentum
der Kléagerin zu deren Anlagevermdgen gehort hatten. § 8 S. 1 Nr. 1 Buchst. e GewStG begriindet insoweit eine
voraussetzungslose Fiktion der Eigentiimerstellung. Unerheblich ist es daher,

e 0b es vergleichbare Eigentimerbetriebe gibt,

e 0b eine Wahimdoglichkeit zwischen Miete/Pacht einerseits und Erwerb andererseits besteht oder

e 0b die angemieteten Standflachen Uberhaupt als Eigentum erworben werden kénnen.

Auch die kurzfristige Anmietung der Standflachen steht einer Zuordnung zum fiktiven Anlagevermdgen nicht ent-
gegen. Der hier zu beurteilende Imbiss ben6étigt fur seinen Betrieb sténdig Standplatze. Ohne die Standflachen
ware es dauerhaft nicht moglich, unmittelbaren Kundenkontakt aufzunehmen und dem Geschéftszweck nachzu-

gehen. Die Kurzfristigkeit der jeweiligen Anmietung steht dem ebenso wenig wie die Verteilung der Standflachen
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im Losverfahren entgegen. Denn die wiederholte kurzfristige Anmietung éhnlicher Standflachen stellt ein Surrogat
einer langfristigen Nutzung solcher Standflachen dar. Miet- und Pachtzinsen werden von dem Hinzurechnungs-
tatbestand nicht erfasst, soweit sie in die Herstellungskosten eines Wirtschaftsgutes eingeflossen sind. Sind Miet-
oder Pachtzinsen den Herstellungskosten von Umlaufvermdgen zuzuordnen, kdnnen sie nicht mehr als Miet- oder
Pachtzinsen zu einer Gewinnminderung filhren. Dies gilt selbst dann, wenn keine Aktivierung der hergestellten
Wirtschaftsgiiter des Umlaufvermdgens am Bilanzstichtag stattgefunden hat, weil die Wirtschaftsguter bereits un-
terjahrig aus dem Betriebsvermdgen ausgeschieden sind. Forschungs- und Vertriebskosten dirfen in die Herstel-
lungskosten nicht einbezogen werden. Zu den Vertriebskosten zahlen auch die Vertriebsgemeinkosten wie z. B.
die Mietaufwendungen fiir die Verkaufsstande. Dominierender Zweck der Aufwendungen liegt in der Vermarktung
der Produkte und nicht deren Herstellung; mangels Aufteilbarkeit zwischen Herstellungs- und Vertriebskosten

unterwirft der BFH die gesamten Standplatzkosten den Vertriebskosten.

2. Kapitalanlage & Versicherung

Keine Anwendung des KapErhStG auf Genossenschaftsanteile

Die Kiindigung des Geschéftsguthabens an einer Genossenschaft nach § 65 GenG ist als Verauf3erungstatbe-
standi. S. d. § 17 Abs. 1 Satz 1i. V. m. Abs. 7 EStG zu werten. Bei der Ermittlung des VerauRerungsgewinns aus
der Kiindigung von Genossenschaftsanteilen, die aus eigenen Mitteln der Genossenschaft geschaffen wurden,
ist der Anwendungsbereich des 8 3 i. V. m. § 1 KapErhStG nicht erdffnet. Hintergrund: Die Klagerin war in der
Zeit des Bestehens der DDR an einer landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft (LPG) beteiligt. Im Jahr
1991 beschloss deren Mitgliedervollversammlung die formwechselnde Umwandlung der LPG in eine Agrargenos-
senschaft (e. G.). Die Klagerin erklarte neben 12 weiteren LPG-Mitgliedern ihren Beitritt zur e. G. Die 13 Grin-
dungsmitglieder zeichneten jeweils einen (Pflicht-)Geschaftsanteil im Nennwert von 1.000 DM. Im Zuge einer im
Jahr 2001 beschlossenen Gewinnausschittung an die Genossenschaftsmitglieder behielt die e. G. von dem auf
die Klagerin entfallenden Gewinnanteil einen Teilbetrag i. H. v. 2.911,66 DM (= 1.488,70 EUR) ein. Gleichzeitig
wurde der Genossenschaftsanteil der Klagerin von 1.000 DM auf 2.000 EUR aufgestockt. Im Jahr 2008 beschloss
die Mitgliederversammlung der e. G., der Klagerin aus der — nach Abldsung der Altschulden durch Rangrucktritt
frei gewordenen — betrieblichen Ricklage zuséatzlich zu ihrem Pflichtanteil 9 weitere Genossenschaftsanteile zu
je 2.000 EUR zuzuordnen, sodass sie insgesamt 10 Anteile zu je 2.000 EUR hielt. Zum 31.12.2013 kiindigte die
Klagerin einen ihrer Genossenschaftsanteile und erhielt hierfir von der e. G. einen Betrag von 2.000 EUR ausge-
zahlt. In der Folge kindigte sie zum 31.12.2015 und zum 31.12.2016 jeweils 4 weitere Genossenschaftsanteile
und erhielt hierfiir von der e. G. ebenfalls Zahlungen i. H. v. 2.000 EUR je Anteil. Den Pflichtanteil behielt sie. Die
Klagerin machte in ihren Einkommensteuererklarungen fir die Kalenderjahre 2013, 2015 und 2016 Veraul3e-
rungsverluste i. S. d. § 17 Abs. 1 Satz 1 i. v. m. Abs. 7 EStG geltend. Sie trug in diesem Zusammenhang vor, die
Anschaffungskosten fir den Pflichtanteil hatten 392.294,12 EUR betragen. Diese Anschaffungskosten seien nach
§ 3 KapErhStG auf séamtliche von ihr gehaltenen Anteile aufzuteilen, sodass die Anschaffungskosten fir jeden
der 10 Anteile rechnerisch (392.294,12 EUR : 10 =) 39.229,41 EUR betriigen. Der Verlust aus der VeraufRerung
der gekiindigten Anteile betrage pro Anteil (39.229,41 EUR abzgl. 2.000 EUR), wovon 60 % (= 22.337,65 EUR)
als steuerpflichtig zu berlicksichtigen seien. Das Finanzamt setzte fiir die verauBerten Anteile jeweils Veraulle-

rungsgewinne mit der Begriindung an, dass die Klagerin insoweit keine Anschaffungskosten gehabt habe. Eine
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Verteilung der auf den Pflichtanteil entfallenden Anschaffungskosten auf die verduRRerten weiteren Geschéftsan-
teile gem. § 3 KapErhStG sei nicht méglich. Die gegen die Entscheidungen des Finanzamts erhobene Klage hat
das FG abgewiesen. Entscheidung: Der BFH hat entschieden, dass das FG in der Kiindigung der Genossen-
schaftsanteile einen Veraul3erungstatbestand i. S. d. § 17 Abs. 1 EStG in den jeweiligen Streitjahren erkannt und
den VerauRRerungsgewinn hieraus rechtsfehlerfrei ermittelt hat. Nach der Senatsrechtsprechung seien sowohl die
Ubertragung des Geschaftsguthabens an einer Genossenschaft nach § 76 GenG als auch die Kiindigung der
Mitgliedschaft nach § 65 GenG — unter besonderer Beriicksichtigung des Rechtsgedankens des § 17 Abs. 4 Satz
1 EStG - als VerauRerungstatbestande i. S. d. § 17 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Abs. 7 EStG zu werten. Nach diesen
der Entscheidung des FG zugrunde liegenden Maf3stédben habe die Klagerin aufgrund der Kiindigung von einem
Genossenschaftsanteil im Jahr 2013 sowie von je 4 Genossenschaftsanteilen in den Jahren 2015 und 2016 je-
weils dem Grunde nach Einkiinfte aus der VerduRerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften nach § 17 EStG
erzielt. Bis zur Einfihrung von § 17 Abs. 2a EStG sei der in § 17 Abs. 2 EStG verwendete Begriff der "Anschaf-
fungskosten" von der hdchstrichterlichen Rechtsprechung i. S. d. § 6 EStG und des § 255 Abs. 1 HGB ausgelegt
worden. Danach seien Anschaffungskosten u. a. Aufwendungen, die "tatsachlich" geleistet wiirden, um einen
Vermogensgegenstand zu erwerben. Daher habe das FG im Ergebnis zutreffend keine originar auf die streitge-
genstandlichen Genossenschaftsanteile entfallenden Anschaffungskosten angenommen. Aufgrund der fur den
Senat nach § 118 Abs. 2 FGO bindenden Feststellungen des FG seien der Klagerin fiir die streitgegensténdlichen,
erst nach Umwandlung der LPG in die e. G. erworbenen Genossenschaftsanteile tatséchlich keine Anschaffungs-
kosten entstanden. Die Anschaffungskosten fiir den Pflichtanteil wiirden nicht anteilig auf die nachtraglich erwor-
benen und wieder veraulRerten Anteile aufgeteilt. Nach § 3 KapErhStG wiirden zwar als Anschaffungs-
kosten der vor der Erh6hung des Nennkapitals erworbenen Anteilsrechte und der auf sie entfallenen neuen An-
teilsrechte die Betrage gelten, die sich fiir die einzelnen Anteilsrechte ergaben, wenn die Anschaffungskosten der
vor der Erhéhung des Nennkapitals erworbenen Anteilsrechte auf diese und auf die auf sie entfallenen neuen
Anteilsrechte nach dem Verhdltnis der Anteile am Nennkapital verteilt wirden. § 3 KapErhStG sei jedoch auf
Anteile an Genossenschaften nicht anwendbar. Zwar enthalte der Wortlaut der Vorschrift unmittelbar keine Be-
stimmung ihres Anwendungsbereichs. Die Beschrankung des Anwendungsbereichs des § 1 KapErhStG auf Ka-
pitalgesellschaften i. S. v. § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG schlage jedoch auf 8 3 KapErhStG durch.

Kénnen Erstattungszinsen als tarifbeqiinstigte Verglutung fiir mehrjahrige Tatigkeiten angese-

hen werden?

Erstattungszinsen, die zu den Einklinften aus Gewerbebetrieb gehéren, sind als tarifbeglnstigte Vergutung fur
mehrjahrige Téatigkeiten anzusehen, wenn die zugrunde liegende Steuererstattung als Vergutung fur mehrjahrige
Tatigkeiten nach § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG tarifbegilnstigt ist. Hintergrund: Das Finanzamt erlieR am 28.11.2012
geanderte Umsatzsteuerbescheide fiir die Jahre 1997 bis 2000. Diese beruhten auf einer tatsachlichen Verstan-
digung, mit der ein insgesamt mehr als 8 Jahre andauernder Rechtsstreit, der aus einer Steuerfahndungsprifung
hervorgegangen war, im zweiten Rechtsgang vor dem FG abgeschlossen wurde. Mit den Bescheiden wurde die
Umsatzsteuer um insgesamt 321.774 EUR herabgesetzt. Ferner wurden Erstattungszinsen i. H. v. insgesamt
203.022 EUR festgesetzt. Der Klager behandelte diese Betrage in seinem Jahresabschluss zum 31.12.2012 als
gewinnerhdhend. Er begehrte bei seiner Einkommensteuerveranlagung die Anwendung des ermafigten Steuer-

satzes nach § 34 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 4 EStG auf die geballt zu versteuernden Umsatzsteuererstattungen sowie auf
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die Erstattungszinsen. Das Finanzamt gewahrte den ermafigten Steuersatz nur in Bezug auf die Umsatzsteuer-
erstattungen i. H. v. 321.774 EUR und wies den Einspruch im Ubrigen als unbegriindet zuriick. Die sich nur noch
auf die Tarifbeglinstigung der Erstattungszinsen beziehende Klage hatte keinen Erfolg. Erstattungszinsen sind
keine auerordentlichen Einkunfte i. S. v. § 34 Abs. 1 und 2 EStG. Die Leistung von Erstattungszinsen erfiille
nicht den Tatbestand des § 24 Nr. 1 Buchst. a EStG (Ersatz fur entgangene oder entgehende Einnahmen), da sie
unabhangig davon erbracht wiirden, ob dem Steuerpflichtigen Einnahmen entgangen seien oder entgehen wir-
den. Entscheidung: Der BFH hat entschieden, dass es sich nicht nur bei den aufgrund des langjahrigen Rechts-
streits zusammengeballt zu versteuernden Umsatzsteuererstattungen, sondern auch bei den darauf beruhenden
Erstattungszinsen um ermafigt zu besteuernde aufRerordentliche Einkiinfte in Gestalt von Vergitungen fir mehr-
jahrige Tatigkeiten handelt. Vergitungen seien nach der von der neueren Rechtsprechung verwendeten Definition
alle Vorteile von wirtschaftlichem Wert, die der Steuerpflichtige im Rahmen der jeweiligen Einkunftsart erziele.
Unter diese Begriffsbestimmung fielen auch Erstattungszinsen zu Betriebssteuern, die — wie im Streitfall — zu den
Einklinften aus Gewerbebetrieb gehdrten. Denn es handele sich um Vorteile von wirtschaftlichem Wert, die im
Rahmen der Einkiinfte aus Gewerbebetrieb erzielt wirden. Die Vergiitungen seien auch fur eine "Tatigkeit" bezo-
gen worden. Allein der Umstand, dass der Steuerpflichtige eine bestimmte Handlung aufgrund einer ihn bindenden
staatlichen Anordnung vornehme, schlieRe es nicht aus, diese Handlung als "Tatigkeit" anzusehen, sodass der
durch den Wortsinn dieses Begriffs gezogene Rahmen nicht tiberschritten sei. Dem Begriff der "Tatigkeit" wohne
keine Differenzierung danach inne, ob die Handlung des Steuerpflichtigen vollkommen freiwillig oder aufgrund
eines von aul3en auf den Steuerpflichtigen wirkenden Einflusses vorgenommen werde. Entscheidend sei vielmehr
das Handlungselement. Die vorliegend in der Kapitaliiberlassung liegende Tatigkeit sei auch mehrjahrig. Hierfur
sei nach der Legaldefinition des § 34 Abs. 2 Nr. 4 Halbsatz 2 EStG Voraussetzung, dass die Tatigkeit sich tber
mindestens 2 Veranlagungszeitraume erstrecke und einen Zeitraum von mehr als 12 Monaten umfasse. Im Streit-
fall habe der Zinslauf selbst fir den jungsten betroffenen Veranlagungszeitraum (Umsatzsteuer 2000) am
1.4.2002 begonnen und im Jahr 2012 geendet. Die Kapitaliberlassung erstreckte sich daher auf einen mehrjah-
rigen Zeitraum. Vergutungen fiir mehrjahrige Tatigkeiten seien nur dann auB3erordentlich, wenn die Zusammen-
ballung der Einkiinfte fiir den betreffenden Lebens-, Wirtschafts- und Regelungsbereich atypisch sei. Hierzu ge-
hdére auch die typischerweise eintretende Progressionswirkung. Eine in der hdchstrichterlichen Rechtsprechung
anerkannte Fallgruppe, in der eine Vergiitung fiir mehrjahrige Tatigkeiten eine entsprechende Progressionswir-
kung typischerweise erwarten lasse, sei der infolge einer vorausgegangenen rechtlichen Auseinandersetzung
zusammengeballte Zufluss einer solchen Vergitung. Vorliegend seien dem Klager nicht nur die Umsatzsteuerer-
stattungen aufgrund des langjahrigen Rechtsstreits geballt zugeflossen und zum selben Zeitpunkt gewinnerho-
hend zu erfassen gewesen; dies gelte vielmehr ebenso fir die durch die Umsatzsteuererstattungen ausgeldsten
Erstattungszinsen. Diese hétten die bereits durch die Umsatzsteuererstattungen ausgeldste Progressionswirkung
noch erheblich verstarkt. Zur Progressionswirkung trage im vorliegenden Fall gerade die erhebliche Hohe der
Zinsen im Vergleich zur Hauptschuld bei: Die Erstattungszinsen (203.022 EUR) beliefen sich auf 63,1 % der
erstatteten Umsatzsteuer (321.774 EUR) bzw. auf 38,7 % des zusammengeballt zu versteuernden Gesamtbe-
trags (524.796 EUR). Vor allem aber fordere die rechtliche und tatséchliche Verknupfung der streitgegenstandli-
chen Erstattungszinsen mit den — unstreitig nach § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG begiinstigten — Umsatzsteuererstattun-
gen die Erstreckung der Wertung als "auRerordentlich" auch auf die Zinsen. Von Bedeutung sei in diesem Zu-
sammenhang auch, dass Zinsen eine steuerliche Nebenleistung darstellten. Der Zinsanspruch sei grundsétzlich
vom Bestehen eines Steueranspruchs abhangig und daher akzessorisch. Er solle — vorbehaltlich gesetzlicher

Sonderregelungen — grundsatzlich das steuerrechtliche Schicksal der Hauptschuld teilen.
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3. Land- und Forstwirtschaft

Ermittlung des einfachen Kirzungsbetrags und Aufteilung des Ersatzwirtschaftswerts

Bei der Bestimmung des einfachen Kirzungsbetrags gem. § 9 Nr. 1 Satz 1 GewsStG ist der nach § 126 Abs. 2
BewG mafigebende Ersatzwirtschaftswert im Verhéltnis der eigenen Flache zu der gepachteten Flache anzuset-
zen. Hintergrund: Die Klagerin unterhalt als GmbH einen landwirtschaftlichen Betrieb. Im Streitzeitraum standen
die zu ihrem Betriebsvermdgen gehdrenden Wirtschaftsgebaude sowie alle stehenden und umlaufenden Betriebs-
mittel in ihrem Eigentum. Die von ihr zur Fiihrung des Betriebs genutzten Flachen umfassten hingegen sowohl in
ihrem Eigentum stehende als auch gepachtete Grundstiicke. Die Klagerin teilte den vom Finanzamt festgestellten
Ersatzwirtschaftswert fur gewerbesteuerliche Zwecke entsprechend Anlage 1 zu Abschn. 59 Abs. 4 der GewStR
1998 auf und ging davon aus, dass der Anteil von Grund und Boden am Ersatzwirtschaftswert 64 %, der Anteil
der Wirtschaftsgebaude 17 %, der Anteil der stehenden Betriebsmittel 14 % und der Anteil der umlaufenden Be-
triebsmittel 5 % betrug. Aus dem Anteil der in ihrem Eigentum stehenden Grundstiicke sowie den auf die Wirt-
schaftsgebaude sowie die umlaufenden und stehenden Betriebsmittel jeweils entfallenden Anteil am Ersatzwirt-
schaftswert errechnete die Klagerin den Kiirzungsbetrag nach § 9 Nr. 1 GewStG. Das Finanzamt berechnete den
Kurzungsbetrag nach § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG abweichend hiervon nach dem Verhaltnis der verpachteten zu den
im Eigentum der Klagerin stehenden Flachen und beriicksichtigte den auf die im Eigentum der Kl&gerin stehenden
Wirtschaftsgebaude sowie Betriebsmittel jeweils entfallenden Teil des Ersatzwirtschaftswerts nicht. Nach der er-
folglosen Durchfiihrung des Einspruchsverfahrens hat die Klagerin Klage erhoben. Das FG vertrat die Auffassung,
dass neben den im Eigentum der Klagerin stehenden Grundstiicken auch die in ihrem Eigentum stehenden Wirt-
schaftsgebaude und Betriebsmittel ihres landwirtschaftlichen Betriebs bei der Anpassung des Ersatzwirtschafts-
werts nach § 126 Abs. 2 BewG zu berucksichtigen seien. Entscheidung: Der BFH hat entschieden, dass das FG
fur die Bestimmung des Kirzungsbetrags nach 8 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG zwar dem Grunde nach eine Anpassung
des Ersatzwirtschaftswerts an die Eigentumsverhéltnisse zutreffend bejaht habe. Allerdings ergebe sich der Er-
satzwirtschaftswert des zum Betriebsvermdgen des Unternehmers gehdrenden Grundbesitzesi. S. d. 89 Nr. 1
Satz 1 GewsStG allein aus dem prozentualen Anteil der Eigentumsflache an der Gesamtflache (eigene und zuge-
pachtete Flachen). Die zwischen den Beteiligten allein streitige Frage, wie die Hohe des Eigentumsanteils am
Ersatzwirtschaftswert im Rahmen der (einfachen) gewerbesteuerrechtlichen Kiirzung nach § 9 Nr. 1 Satz 1 Ge-
wStG zu ermitteln ist, sei in dem Sinne zu beantworten, wie es das Finanzamt getan habe. Die Kirzung sei
ausgehend vom Gesetzeswortlaut des 8 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG pauschaliert vom Einheitswert bzw. "Ersatzwirt-
schaftswert" (Ersatzbemessungsgrundlage) vorzunehmen. Einen besonderen Aufteilungsmafstab gaben weder
§ 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG noch § 126 BewG vor. Aus § 126 Abs. 2 Satz 1 BewG ergebe sich lediglich, dass fur
andere Steuern — wie hier fUr die Gewerbesteuer — der Ersatzwirtschaftswert oder ein entsprechender Anteil an
diesem Wert anzusetzen sei. Mangels eines besonderen Aufteilungsmaf3stabs seien die in fremdem Eigentum
stehenden Wirtschaftsgiiter daher spiegelbildlich mit dem Wert auszuscheiden, mit dem sie auf der Grundlage
des vereinfachten Ertragswertverfahrens gem. § 125 Abs. 4 bis 7 BewG in den Ersatzwirtschaftswert eingeflossen
seien. Sei dabei der in Ansatz gebrachte Wert je Hektar fur die gepachteten und die im Eigentum des Steuer-
pflichtigen stehenden Flachen identisch, folge daraus, dass der Ersatzwirtschaftswert nach dem Verhaltnis der
Grol3e der gepachteten und der im Eigentum stehenden Flachen aufzuteilen sei. Entgegen der Ansicht der Kla-
gerin und des FG erfolge zur Ermittlung des Eigentumsanteils am Ersatzwirtschaftswert (§ 126 Abs. 2 BewG)
daher zunachst keine Aufteilung der bewirtschafteten Flachen in eigenen Grund und Boden, Wirtschaftsgebaude
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sowie Anlagevermdgen und Umlaufvermégen. Ausgangspunkt fur die Berechnung der gewerbesteuerrechtlichen
Kirzung sei nicht ein angepasster (fiktiver) Ersatzwirtschaftswert, sondern der fir die Gesamtflache einheitlich
berechnete Wert. Bei der Festlegung, welche Vermégensgegenstande zum Ersatzwirtschaftswert des land- und
forstwirtschaftlichen Vermégens in den Beitrittsgebieten zu z&hlen sind, werde von einer Nutzungseinheit ausge-
gangen. Nach § 125 Abs. 2 Satz 2 BewG handele es sich hierbei um die dem land- und forstwirtschaftlichen
Vermogen dienenden Wirtschaftsgiter, auch wenn der Nutzer nicht der Eigentiimer sei. Insoweit hatten bei der
Ermittlung des Ersatzwirtschaftswerts die Eigentumsverhaltnisse der Flachen und Wirtschaftsgiiter keine Bedeu-
tung. Hintergrund der Schaffung von Ersatzwirtschaftswerten fur land- und forstwirtschaftliches Vermégen im Bei-
trittsgebiet seien die ungeklarten Eigentumsverhaltnisse sowie die noch fehlenden verwaltungsmagigen Voraus-
setzungen bei der Vermessungsverwaltung und der erst im Aufbau befindlichen Finanzverwaltung gewesen. Die
Ersatzbemessungsgrundlage des Ersatzwirtschaftswerts werde nach dem Bewertungsgesetz als ein von der Fla-
che abhangiger Ertragswert ermittelt, der sich am Hektarwert orientiere und allein durch Multiplikation der genutz-
ten Flache mit einem pauschaliert nach der Ertragskraft des Grund und Bodens bestimmten ha-Satz berechnet
werde. Dabei sei bei der Ableitung der Ansétze fiir die Vergleichswerte bei der land- und forstwirtschaftlichen
Nutzung eine Ertragsfahigkeit unterstellt worden, die unter dem mittleren Niveau der jeweiligen Nutzung im Bun-
desgebiet liege. Der Gesetzgeber habe ausdrucklich in § 125 Abs. 4 BewG vorgegeben, welche Vorschriften des
Bewertungsgesetzes bei der Ermittlung des Ersatzwirtschaftswerts sinngemaf anzuwenden seien. Danach seien
die tatsachlichen Verhaltnisse nicht zu bertcksichtigen, auch nicht etwaige Korrekturmdglichkeiten von Ab- und
Zuschlagen nach § 41 BewG. Dartiber hinaus verweise § 125 Abs. 4 BewG auch nicht auf § 142 BewG, der den
Betriebswert teilweise wieder korrigiere. Weder Geb&aude noch Betriebsmittel gingen bei diesem Ertragswertver-
fahren mit einem gesonderten Wert in die Berechnung des Ersatzwirtschaftswerts ein. Wirtschaftsgebdude und
Betriebsmittel — unabhangig vom Eigentum — beeinflussten den Ersatzwirtschaftswert somit nicht. Das bedeute
zugleich, dass durch die Bewirtschaftung der gepachteten Flachen mit eigenen Betriebsmitteln weder der Wert
fur die eigenen Flachen erhéht noch jener fir die gepachteten Flachen vermindert werde. Die im Eigentum der
Klagerin stehenden Flachen und die gepachteten Flachen wiirden daher mit demselben Wert je Hektar in den
Ersatzwirtschaftswert eingehen. Mangels abweichender gesetzlicher Regelungen in § 126 BewG oder § 9 Ge-
wStG ergebe sich der Ersatzwirtschaftswert des zum Betriebsvermdgen gehérenden Grundbesitzes i. S. v. § 9

Nr.1Satz 1 GewStG daher allein aus dem prozentualen Anteil der Eigentumsflachen.

4. Lohn und Gehalt

Firmenwagen: Wann spricht der Anscheinsbeweis fiir Privatnutzung?

Trotz Nutzungsverbot kann der Anscheinsbeweis bei einem an einen Alleingesellschafter-Geschéaftsfuhrer tiber-
lassenen Pkw fiir eine Privatnutzung sprechen. Hintergrund: Die Beteiligten streiten dariiber, ob bei der Klagerin
eine verdeckte Gewinnausschittung (vGA) aufgrund einer privaten Nutzung eines betrieblichen Pkw durch ihren
alleinigen Gesellschafter-Geschéftsfuihrer zu beriicksichtigen war. Das Finanzamt nahm fir einen Firmenwagen
der gehobenen Mittelklasse eine private Mitnutzung durch den alleinigen Gesellschafter-Geschéftsfihrer an und
rechnete aulerbilanziell eine vGA i. H. v. 4.000 EUR dem zu versteuernden Einkommen der GmbH hinzu. Im
Klageverfahren tragt die Klagerin vor, der Firmenwagen werde von dem Geschéftsflihrer ausschlief3lich betrieblich
genutzt und er sei verpflichtet, den Pkw nach Geschéftsschluss auf dem Firmengelédnde abzustellen. Es liege

zudem ein vertragliches Nutzungsverbot fiir Privatfahrten mit dem Pkw vor. Entscheidung: Das FG hat die Klage
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als unbegriindet zuriickgewiesen, da das Finanzamt dem Grunde nach zu Recht aufgrund eines von der Klagerin
nicht erschitterten Anscheinsbeweises im Zusammenhang mit der privaten Nutzung des Pkw eine verdeckte
Gewinnausschittung gem. 8 8 Abs. 3 Satz 2 KStG auferbilanziell hinzugerechnet hat. Da es sich bei der privaten
Nutzung eines Pkw um eine steuerbegriindende Tatsache handelt, tragt grundsatzlich das Finanzamt die objek-
tive Beweislast dafiir, dass der Gesellschafter-Geschéftsfihrer den betrieblichen Pkw tatséchlich zu privaten Zwe-
cken genutzt hat. Aufgrund der allgemeinen Lebenserfahrung spricht der Beweis des ersten Anscheins dafir,
dass ein Alleingesellschafter-Geschaftsfiihrer einen ihm zur Verfligung stehenden betrieblichen Pkw unabhangig
von einem vereinbarten Nutzungsverbot auch flr private Fahrten nutzt, da nicht zu erwarten ist, dass ein Verstol}
gegen ein Privatnutzungsverbot aufgrund des fehlenden Interessengegensatzes eine Konsequenz nach sich zie-
hen wiirde. Die private Nutzung eines Pkw fuhrt zu einer verdeckten Gewinnausschiittung, die nicht mit dem
lohnsteuerrechtlichen Wert, sondern im Rahmen des 8§ 8 Abs. 3 Satz 2 KStG auf der Ebene der Kapitalgesellschaft
nach Mafstaben eines Fremdvergleichs zu bewerten ist. Die Regeln der Feststellungslast kommen jedoch erst
zum Zuge, wenn das zu beweisende Tatbestandsmerkmal nicht ersichtlich ist. Zuvor ist im Rahmen der Beweis-
wiirdigung zu priifen, ob sich das FG ggf. unter Anwendung der Regeln des Anscheinsbeweises, eine Uberzeu-
gung von den tatséchlichen Lebensumstanden bilden kann. Ein solcher Beweis des ersten Anscheins tragt der
allgemeinen Lebenserfahrung Rechnung. Er beruht auf der Erfahrung, dass gewisse typische Sachverhalte be-
stimmte Folgen auslésen. Der Anscheinsbeweis greift nur in Fallen ein, in denen ein gewisser Sachverhalt fest-
steht, der nach der Lebenserfahrung auf einen bestimmten Ablauf hinweist. Liegt ein solcher Erfahrungssatz vor
und sind seine Voraussetzungen erwiesen, so ist es Sache des nicht beweisbelasteten Beteiligten, einen vom
gewohnlichen Verlauf abweichenden Gang des Geschehens substantiiert darzulegen und zu beweisen. Aufgrund
des Anscheinsbeweises steht zur Uberzeugung des Gerichts fest, dass der Alleingesellschafter-Geschaftsfiihrer

den betrieblichen Pkw auch privat genutzt hat. Die Klagerin hat diesen Anscheinsbeweis nicht entkraften kénnen.

5. Private Immobilienbesitzer

Beleidigung unter Wohnungseigentimern: Wann dies Sache der WEG ist

Gerichtliche Streitigkeiten unter Wohnungseigentiimern tber eine Beleidigung sind nur dann WEG-Sachen, wenn
die AuRerung in einer Eigentimerversammlung oder Beiratssitzung gefallen ist. Hintergrund: In einer aus 2 Par-
teien bestehenden Gemeinschaft der Wohnungseigentiimer (GdWE) kam es Uber langere Zeit zu diversen, teils
gerichtlich ausgetragenen Auseinandersetzungen Uber wohnungseigentumsrechtliche Angelegenheiten. Im Zuge
eines Wortwechsels zwischen den Eigentimern bei einem Zusammentreffen auf dem gemeinschaftlichen Grund-
stiick sagte Eigentimer A zu Eigentiimer B, der ihn auf eine gerichtlich titulierte Reinigungsverpflichtung hinge-
wiesen hatte: "Sie sind sowieso eine Lachfigur, Sie Idiot." Dies wollte Eigentiimer B nicht auf sich sitzen lassen
und liel? Eigentiimer A per Anwaltsschreiben abmahnen, woraufhin dieser eine strafbewehrte Unterlassungser-
klarung abgab. Im Begleitschreiben zur Unterlassungserklarung erklarte Eigentiimer A, seiner AuRerung seien
Pobeleien und Drohungen mit einem weiteren Gerichtsverfahren seitens Eigentimer B vorangegangen. Zudem
habe Eigentimer B ihn ungefragt geduzt. Eigentiimer B erhob schlie3lich Klage auf Erstattung seiner Anwalts-
kosten sowie Unterlassung der Behauptung, er habe Eigentiimer A geduzt, bepdbelt und mit einem weiteren
Gerichtsverfahren bedroht. Die Klage hatte vor Amts- und Landgericht nur zum Teil Erfolg. Im Berufungsverfahren
entschied nicht die fir wohnungseigentumsrechtliche Streitigkeiten (Wohnungseigentumssachen / WEG-Sachen)

zustéandige Kammer des Landgerichts, sondern eine allgemeine Berufungskammer. Eigentiimer B meint daher,
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er sei seinem gesetzlichen Richter entzogen worden. Der BGH hatte u. a. die Frage zu entscheiden, ob es sich
um eine WEG-Sache oder eine allgemeine Zivilsache handelt. Entscheidung: Beim vorliegenden Rechtsstreit
handelt es sich nicht um eine WEG-Sache. Eine WEG-Sache i. S. v. § 43 Abs. 2 Nr. 1 WEG liegt nicht bereits
deshalb vor, weil die Streitparteien Wohnungseigentiimer aus derselben Gemeinschaft sind. Besteht zwischen
den Wohnungseigentiimern eine Sonderverbindung, aufgrund derer sie sich gleichsam wie Dritte gegeniberste-
hen, stellt ein hieraus resultierender Streit keine Wohnungseigentumssache dar. So liegt es beispielsweise, wenn
Rechte aus zwischen den Wohnungseigentiimern bestehenden Miet-, Dienst- oder Werkvertragen hergeleitet
werden. Ob die Vertrdge nur deshalb zustande gekommen sind, weil sich die Vertragsparteien wegen der ge-
meinsamen Zugehdorigkeit zu einer GAWE kennen, ist unerheblich. Nicht anders ist es im Grundsatz, wenn sich
Wohnungseigentiimer uber die Zuléssigkeit von AuRRerungen streiten. Auch dann treten sie sich wie Dritte gegen-
Uber, ohne dass ein innerer Zusammenhang mit einer Angelegenheit steht, die aus dem Gemeinschaftsverhaltnis
der Wohnungseigentiimer erwachsen ist. Dass sich der Streit daran entziindet, dass die Wohnungseigentiimer in
einer die GAWE betreffenden Frage unterschiedlicher Auffassung sind, ist nur der Anlass fiir die AuBerung. Geht
es allerdings um AuRerungen, die in einer Eigentiimerversammilung gefallen sind, verhalt es sich anders. Durch
den institutionellen Rahmen der Eigentiimerversammlung, die das zentrale Willensbildungsorgan der GAWE ist,
wird der fir 8 43 Abs. 2 Nr. 1 WEG erforderliche Bezug zum Gemeinschaftsverhaltnis hergestellt. Das Gleiche gilt
fir AuBerungen in einer Beiratssitzung. Streitigkeiten tiber die Zulassigkeit von AuBerungen, die in Eigentimerver-
sammlungen oder Beiratssitzungen fallen, sind daher stets Wohnungseigentumssachen. Das gilt unabhéngig von

Inhalt und Anlass der AuRerung.

Erneuerung von Elektro-, Heizungs- und Sanitarinstallationen: Herstellungskosten oder Erhal-

tungsaufwendungen?

Eine zu Herstellungskosten fuhrende wesentliche Verbesserung ist bei einem Wohngeb&dude immer dann gege-
ben, wenn mindestens 3 der Kernbereiche der Ausstattung einer Wohnung, namlich Elektro-, Heizungs-, Sanita-
rinstallationen und Fenster, von Grund auf erneuert werden (sog. Standardsprung). Hintergrund: Streitig war, ob
Umbaukosten fir ein 1861 erbautes und der Vermietung dienendes Wohnhaus Herstellungskosten oder Erhal-
tungsaufwendungen darstellen. Das Finanzamt kam im Rahmen einer AuBenprifung zu dem Ergebnis, dass die
durchgefiihrten Instandsetzungen zu lediglich abschreibbaren Herstellungskosten gefiihrt hatten und versagte
entsprechend die vom Steuerpflichtigen begehrte Verteilung der Aufwendungen als sofort abziehbare Erhaltungs-
aufwendungen nach § 82b EStDV auf mehrere Jahre. Entscheidung: Nach erfolglosem Einspruch hatte auch
die sodann eingelegte Klage keinen Erfolg. Denn eine zu Herstellungskosten fiilhrende wesentliche Verbesserung
ist bei einem Wohngeb&ude immer dann gegeben, wenn der Gebrauchswert (das Nutzungspotential) des Gebau-
des durch die Baumafnahmen in bestimmter Weise gehoben wird. Dies setzt voraus, dass mindestens 3 der
Kernbereiche der Ausstattung einer Wohnung, namlich Elektro-, Heizungs-, Sanitérinstallationen und Fenster, von
Grund auf erneuert werden (sog. Standardsprung). Das FG entschied, dass die Kosten fir die grundlegende
Renovierung der vermieteten Wohnung in einem alten Bauernhaus als Herstellungskosten zu qualifizieren sind,
da u. a. folgende InstandsetzungsmafRnahmen durchgefiihrt worden waren:
e Decken- und Wandschalungen wurden demontiert, die Lattung und Isolierung abgerissen, die Teppichbdden
und Turen entfernt, die Trennwéande der Sud- und Nordseite abgerissen, bei den restlichen Wanden der Putz

und die Fliesen abgeschlagen, die Treppe herausgerissen, teils tragende Altladenbdden herausgeschnitten
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und neue Deckenbalken eingebaut, der bestehende Balkon gesichert sowie neu verankert und die Au3en-
wande gesichert,

o Kunststofffenster und eine Kunststofftiir wurden mit 2-fachem Warmeschutzglas eingesetzt,

e die Elektroinstallation wurde erneuert, ein Antennen-, Telefon- und Sprechanlagenkabel neu verlegt,

e die Boden wurden trittschallisoliert sowie der Bodenbelag neu verlegt,

e neue Flachheizkérper und Badheizkdrper wurden installiert sowie im Bad eine neue Duschanlage, Wasch-
tischanlage, Wannenanlage und WC-Anlage hergestellt.

e  Durch die Baumaflinahmen wurde der Gebrauchswert (das Nutzungspotential) der Obergeschosswohnung
gehoben und dadurch ein Standardsprung erreicht mit der Folge, dass die Herstellungskosten nurim Rahmen
der Abschreibung nach § 7 Abs. 4 Nr. 2a EStG ab Fertigstellung der Baumafinahmen abzugsféhig sind.

Liebhaberei bei Vermietung von Luxusimmobilien

Bei der Vermietung eines Objekts mit einer Wohnflache von mehr als 250 gm besteht eine Ausnahme von der
typisierten Annahme der Einkinfteerzielungsabsicht bei einer auf Dauer angelegten Vermietungstatigkeit, die An-
lass zu deren Uberpriifung mittels einer Totaliiberschussprognose gibt. Hintergrund: Die Klager wurden zusam-
men zur Einkommensteuer veranlagt. Sie vermieteten in den Streitjahren 2011 bis 2014 3 Einfamilienh&auser. Die
Anschaffung aller 3 Objekte wurde in voller Héhe fremdfinanziert. Zum 1.12.2017 bzw. 1.12.2019 erfolgte eine
Anpassung der hieraus resultierenden Zinsen. Die Mietverhéltnisse wurden jeweils unbefristet abgeschlossen.
Bei den Objekten handelte es sich um 3 Grundstiicke, mit einer Wohnflache von 322 gm, von 290,50 gm und von
331 gm. 2 Objekte waren an die beiden Tdchter und deren Ehemanner und ein Objekt an den Sohn und dessen
Ehefrau vermietet. Nachdem das Finanzamt die Klager zuné&chst hinsichtlich der geltend gemachten Werbungs-
kosteniliberschiisse bei den Einkiinften aus Vermietung und Verpachtung aus den 3 Objekten erklarungsgeman
veranlagt hatte, versagte es nach einer AuRenprifung deren Anerkennung. Die von den Klagern eingelegte Klage
wies das FG als unbegriindet ab. Die Werbungskosteniiberschiisse seien mangels Einkinfteerzielungsabsicht
nicht zu beriicksichtigen. So kdnne auch bei den nach § 21 Abs. 2 Satz 2 EStG als vollentgeltlich tberlassen
geltenden Vermietungen die Einkiinfteerzielungsabsicht zweifelhaft sein. Da die jeweilige Wohnflache der 3 Ob-
jekte 250 gm Uberstiegen habe, sei die Einkiinfteerzielungsabsicht zu Uberpriifen gewesen. Entscheidung: Nach
dem Regelungszweck des § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG ist bei einer auf Dauer angelegten Vermietungstatigkeit
grundsatzlich und typisierend davon auszugehen, dass der Steuerpflichtige beabsichtigt, einen Einnahmeniber-
schuss zu erwirtschaften, auch wenn sich tiber langere Zeitraume Werbungskostenuberschiisse ergeben. Diese
Aussage bezieht sich auf Wohnungen, die ublicherweise vermietet werden. Der Gebrauchswert solcher Wohnun-
gen spiegelt sich in der ortstiblichen Marktmiete wider. Sofern die Marktmiete keine angemessene Gegenleistung
fur den besonderen Gebrauchswert der Wohnung ist, fehlt die Grundlage fur die typisierende Annahme der Ein-
kunfteerzielungsabsicht. Es liegt ein Ausnahmefall vor, der fir eine private Veranlassung und indiziell gegen das
Vorliegen einer Einkiinfteerzielungsabsicht spricht. Dies ist bei der Vermietung einer aufwendig gestalteten oder
ausgestatteten Wohnung der Fall. Bei einem solchen Objekt spiegelt die Marktmiete den besonderen Wohnwert
offensichtlich nicht angemessen wider. Von einer aufwendig gestalteten oder ausgestatteten Wohnung ist u. a.
auszugehen, wenn das Objekt eine Wohnflache von mehr als 250 gm hat, da im Regelfall Mietspiegel fir Woh-
nungen dieser GroRRe aufgrund der geringen Fallzahlen nicht anwendbar oder aussagekraftig sind. Unerheblich

ist dabei, dass solche Wohnungen ausnahmsweise vermietet werden. Dem Steuerpflichtigen bleibt es unbenom-
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men, die Einkunfteerzielungsabsicht nachzuweisen. An den Grundséatzen zur typisierten Annahme der Ein-
kunfteerzielungsabsicht bei einer auf Dauer angelegten Vermietungstétigkeit und den diesbeziglichen Ausnah-
men, insbesondere bei der Vermietung eines aufwandig gestalteten oder ausgestatteten Objekts, ist trotz § 21
Abs. 2 Satz 2 EStG, der bei einer auf Dauer angelegten Wohnungsvermietung zu mindestens 66 % der ortsiibli-
chen Miete deren Vollentgeltlichkeit fingiert, festzuhalten. Der Wortlaut des § 21 Abs. 2 Satz 2 EStG schlief3t die
Durchfiihrung einer Totaliiberschussprognose zur Uberpriifung der Einkiinfteerzielungsabsicht auch bei einer
Vermietung zu mehr als 66 % der ortstiblichen Miete nicht aus. Die subjektive Einkiinfteerzielungsabsicht ist nicht
Regelungsgegenstand dieser Vorschrift. § 21 Abs. 2 Satz 2 EStG dient der Vereinfachung des Besteuerungsver-
fahrens bei verbilligten bzw. teilentgeltlichen Vermietungen, indem insbesondere die bis dahin im Korridor von 56
% bis 75 % vorzunehmende Totalliberschussprognose entfallt. Dass dariiber hinaus das Besteuerungsverfahren
durch das Entfallen der Totalliberschussprognose in den von der Rechtsprechung entwickelten Ausnahmen von
der typisierten Annahme der Einkiinfteerzielungsabsicht vereinfacht werden sollte, ist vom Zweck der Vorschrift
nicht umfasst. In dem vom BFH entschiedenen Fall betrug die vermietete Wohnflache der 3 streitgegenstandlichen
Objekte jeweils deutlich mehr als 250 gm. Die Rechtfertigung, die von den Klagern durchgefiihrte Vermietung der
3 Objekte einer Uberschussprognose zu unterwerfen, zeigt sich im Urteilsfall auch darin, dass der Mietspiegel der
Stadt X u. a. fir Wohnungen mit mehr als 160 gm aufgrund der geringen Fallzahlen nicht anwendbar ist. Wenn
die Anzahl der Vermietungsobjekte mit mehr als 160 gm bereits so gering ist, dass keine statistische Erfassung
im Mietspiegel erfolgt, ist davon auszugehen, dass die Anzahl der Vermietungsobjekte mit mehr als 250 gm noch
geringer ist und sich die Vermietung entsprechender Objekte damit als Ausnahme darstellt. Die Annahme eines
aufwendig gestalteten oder ausgestatteten Objekts bei mehr als 250 gm Wohnflache kann auch nicht durch eine
"Hochrechnung" der Mieteinnahmen zum Nachweis eines marktgerechten Verhaltens entkréftet werden. Wird
eine Immobilie verbilligt vermietet, mag dies zwar nach § 21 Abs. 2 Satz 2 EStG als vollentgeltlich zu behandeln
sein, ist aber dennoch kein Zeugnis fiir eine marktgerechte Ausrichtung, die als tatséchliches Geschehen nur
anhand tatsachlicher Umsténde bestimmt werden kann. Allerdings geniigt die vom FG durchgefiihrte Uberpriifung
der Einklinfteerzielungsabsicht anhand einer Totalliberschussprognose nicht in vollem Umfang den Anforderun-
gen, die hieran zu stellen sind. So hat das FG keine "Hochrechnung" der Einkiinfte wegen einer verbilligten Ver-
mietung vorgenommen. Die Einkiinfteerzielungsabsicht kann als subjektives tatsachliches Element nur auf tat-
sachlichen Umstanden beruhen. Zudem hat das FG den Prognosezeitraum nicht zutreffend ermittelt. AuBerdem
fehlt es an Feststellungen, inwieweit Mieterh6hungen in den Streitjahren bereits objektiv vorhersehbar waren.
Entsprechendes gilt hinsichtlich der Bertcksichtigung von Zinsanpassungen fiir den Abzug der Schuldzinsen.
Auch fehlt es an erforderlichen Feststellungen zur beriicksichtigten Gebaudeabschreibung. Die nicht spruchreife
Sache wurde daher aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das FG zurlickverwie-

sen.

Lige des Mieters kann Kiindigung rechtfertigen, muss aber nicht

Bewusst falsche Angaben des Mieters in einem Prozess mit dem Vermieter stellen nicht automatisch einen Kiin-
digungsgrund dar. Je nach Gesamtkontext und vorangegangenem Verhalten des Vermieters kann eine Liige we-
niger schwerwiegend sein. Hintergrund: Die Vermieterin einer Wohnung verlangt vom Mieter die RAumung. Die
Vermieterin hatte das langjahrige Mietverhaltnis wegen aus ihrer Sicht vertragswidriger Hundehaltung ordentlich
gekindigt und Raumungsklage erhoben. Bei einer persénlichen Anhérung vor dem Amtsgericht erklarte der Mie-

ter, dass es aus seiner Sicht nicht um den Hund gehe, sondern er aus dem Haus "herausgemobbt" werden solle.
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Der Hausverwalter habe ihn zudem mit auslanderfeindlichen AuRerungen beleidigt. Ferner gab der Mieter wahr-
heitswidrig an, zuféllig ein Gespréch der Vermieterin gehért zu haben, aus dem sich ergebe, dass das Haus
verkauft werden solle. Der Kaufinteressent habe gesagt, er kdnne das Haus nur kaufen, wenn alle Mieter ausge-
zogen seien. Wegen dieser AuRRerungen des Mieters erklarte die Vermieterin im Raumungsprozess eine weitere
Kindigung. Nachdem die RGumungsklage vor dem Amtsgericht erfolglos geblieben war, gab das Landgericht der
Klage statt. Es lieR3 offen, ob die Kiindigung wegen der Hundehaltung wirksam war. Auf jeden Fall sei die zweite
Kindigung wirksam, weil der Mieter wahrheitswidrig von einem angeblichen Gesprach der Vermieter mit einem
potenziellen Kéufer berichtet habe. Entscheidung: Der BGH hebt das Urteil des Landgerichts auf und verweist
den Rechtsstreit zurlick. Auch wenn der Mieter in der personlichen Anhérung vor dem Amtsgericht unzutreffende
Angaben gemacht hat, rechtfertigt dies nicht ohne Weiteres eine Kiindigung. Der Vermieter kann einen Mietver-
trag Uber eine Wohnung nur kiindigen, wenn er ein berechtigtes Interesse an der Beendigung des Mietverhaltnis-
ses hat. Ein solches Interesse liegt etwa dann vor, wenn der Mieter seine vertraglichen Pflichten schuldhaft nicht
unerheblich verletzt hat. Ob der Vermieter angesichts einer schuldhaften Pflichtverletzung des Mieters ein be-
rechtigtes Interesse hat, das Mietverhaltnis zu beenden, ist anhand einer umfassenden Wirdigung aller Umsténde
des Einzelfalls zu beurteilen. Hierbei ist ein vorangegangenes vertragswidriges Verhalten des Vermieters zu be-
riicksichtigen, insbesondere, wenn es das nachfolgende vertragswidrige Verhalten des Mieters provoziert hat. Es
kann daher auch von Bedeutung sein, ob dem Verhalten des Mieters eine unberechtigte Kiindigung durch den
Vermieter vorausgegangen ist. Bewusst unrichtiges Vorbringen eines Mieters innerhalb eines Mietrechtsstreits ist
eine Pflichtverletzung; diese kann eine Kiindigung begriinden, wenn sie als erheblich anzusehen ist. Wahrheits-
widriges Vorbringen ist jedoch nicht automatisch als erheblich anzusehen. Vielmehr kommt es auf die Umstande
des Einzelfalls und ggf. auch auf vorangegangenes pflichtwidriges Verhalten des Vermieters an. Die wahrheits-
widrige Aussage des Mieters zum angeblichen Gesprach der Vermieterin mit einem Kaufinteressenten ist daher
nicht isoliert zu betrachten, sondern im Gesamtkontext zu sehen. Der Mieter hat zunéchst die subjektive Beflrch-
tung geédulert, er solle "herausgemobbt" werden. Fur diese Befurchtung fiihrte er Griinde an, namlich die aus
seiner Sicht auslanderfeindliche Haltung der Hausverwaltung und die seiner Meinung nach bestehende Verkaufs-
absicht der Mieterin. Die unzutreffende Aussage, er habe ein Gesprach der Vermieterin mit einem Kaufinteres-
senten gehort, mag dazu gedient haben, die Vermutung zu untermauern, er solle "herausgemobbt" werden. Im
Gesamtkontext kommt der Aussage aber eher untergeordnete Bedeutung zu. Zudem kénnte die Pflichtverletzung
des Mieters in einem milderen Licht erscheinen, wenn er — wie er behauptet — tatsachlich vom Hausverwalter
auslanderfeindlich beleidigt worden ist. Dann wiirde der Gesichtspunkt des angeblich geplanten Hausverkaufs bei
der Vermutung, "herausgemobbt" werden zu sollen, noch weiter in den Hintergrund riicken. Der unzutreffenden
Aussage ware dann noch weniger Gewicht beizumessen. SchlieBllich kdnnte dem Fehlverhalten des Mieters auch
dann ein geringeres Gewicht beizumessen sein, wenn es der Abwehr einer unberechtigten Kiindigung der Ver-

mieterin gedient haben sollte.
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6. Sonstige Steuern

Sachsen: Regelungen des neuen Grundsteuergesetzes sind rechtmaRiq

Die Regelungen des neuen Grundsteuergesetzes sowie die Sachsischen Sonderregelungen zur Feststellung der
Grundsteuerwerte auf den 1.1.2022 und zur Festsetzung des Grundsteuermessbetrags auf den 1.1.2025 sind
rechtmafig. Hintergrund: Die Klager sind zu je 50 % Eigentliimer eines bebauten Grundstiicks, fiir welches sie
eine Erklarung zur Feststellung des Grundsteuerwerts eingereicht haben. Daraufhin setzte der Beklagte den
Grundsteuerwert (Hauptfeststellung) zum 1.1.2022 und den Grundsteuermessbetrag fest. Hiergegen legten die
Klager Einspruch ein, da der Berechnung verschiedene Ansatze zugrunde lagen, die rechtswidrig seien. So werde
die Berechnung der Nettokaltmiete nicht von neutralen Dritten gepriift und versto3e zudem gegen den Gleichbe-
handlungsgrundsatz. Der Bodenrichtwert werde des Weiteren nicht von einer unabhéangigen Stelle ermittelt, da
im ortlich zustandigen Gutachterausschuss Bedienstete der zustandigen Finanzbehodrde an der Bewertung betei-
ligt seien. Dariliber hinaus sei die Annahme, dass bei grof3er werdenden Grundstiicken die Minderung des Quad-
ratmeterpreises im Verhaltnis zur Flache zurlickgehe, keine zu belegende Annahme. Entscheidung: Die zulés-
sige Klage ist unbegriindet. Die Regelungen des neuen Grundsteuergesetzes sowie die Sachsischen Sonderre-
gelungen zur Feststellung der Grundsteuerwerte auf den 1.1.2022 und zur Festsetzung des Grundsteuermess-
betrags auf den 1.1.2025 sind rechtm&Rig und begegnen keinen verfassungsrechtlichen Bedenken. Es ist recht-
maRig, der Berechnung des Ertragswerts einer zu eigenen Wohnzwecken genutzten Immobilie die durchschnitt-
liche Nettokaltmiete als Rohertrag zugrunde zu legen, ohne alle Eigenheiten des einzelnen Gebaudes zu beriick-
sichtigen. Die vom Gutachterausschuss mitgeteilten Bodenrichtwerte sind nicht deswegen angreifbar, weil sich
aus der Institution des Ausschusses und den gesetzlichen Vorgaben fiir seine Zusammensetzung ergibt, dass
Mitarbeiter der Finanzamter mitwirken. Der Umrechnungskoeffizient zur Beriicksichtigung des bei kleineren
Grundstuicken Uberproportional ansteigenden Grundstuckswerts sowie die Grundsteuermesszahl werden eben-

falls als unbedenklich angesehen.

Wann ein Testament wegen mangelnder Bestimmtheit unwirksam ist

Die testamentarische Einsetzung der Person zum Alleinerben, die "mich bis zu meinem Tod pflegt und betreut",
ist ohne weitere Angaben zu unbestimmt und fiihrt zur Unwirksamkeit des Testaments. Hintergrund: In dem Ver-
fahren ging es um die Erteilung eines Erbscheins auf der Grundlage eines von der Erblasserin ca. 10 Jahre vor
ihrem Tod errichteten Testaments. Die handschriftlich von der Erblasserin errichtete letztwillige Verfligung enthielt
die Bestimmung: "Die Person, die mich bis zu meinem Tod pflegt und betreut, soll mein gesamtes Vermdgen
bekommen!" Im Anschluss nannte die Erblasserin in dem Testament den Namen der Person, von der sie zur Zeit
der Errichtung des Testaments gepflegt und betreut wurde. Die in dem Testament von der Erblasserin namentlich
genannte Pflegeperson hatte nach deren Tod die Erteilung eines auf sie lautenden Erbscheins beim zustandigen
AG beantragt. Dieses stellte in einem Beschluss die Erteilung des beantragten Erbscheins in Aussicht. Der hier-
gegen seitens der Beschwerdefiihrerin eingelegten Beschwerde half das Beschwerdegericht nicht ab und legte
die Akten dem OLG zur Entscheidung vor. Entscheidung: Das OLG gab der Beschwerde im Ergebnis statt. Nach
Auffassung des OLG ist die Antragstellerin in dem von der Erblasserin 10 Jahre vor ihrem Tod errichteten Testa-
ment nicht wirksam zur Alleinerbin eingesetzt worden. Das OLG stellte dabei maRgeblich auf die Vorschrift des
§ 2065 Abs. 2 BGB ab. Danach darf die Bestimmung der Person, die eine Zuwendung erhalten soll, keinem an-

deren Uberlassen werden. Vor diesem Hintergrund war nach der Entscheidung des OLG die testamentarische
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Verfiigung der Erblasserin daraufhin zu untersuchen, ob diese eine eindeutige Bestimmung tber die Person ent-
hielt, der das Erbe zufallen sollte. Das OLG stellte klar, dass es bei der Auslegung des Testaments gem. §§ 2084,
133 BGB auf die Ermittlung des wirklichen Willens des Erblassers ankommt und nicht auf den im Testament
buchstablich verwendeten Ausdruck. Das Gericht misse hinterfragen, was der Erblasser wollte, und zwar zu-
nachst mithilfe der von ihm benutzten Worte und Begrifflichkeiten und in zweiter Linie unter Heranziehung und
Bewertung der Gesamtumstande zum Zeitpunkt der Errichtung des Testaments. Im konkreten Fall konnte nach
Auffassung des Senats allein aus der namentlichen Nennung der Antragstellerin im Testament noch keine Erb-
einsetzung abgeleitet werden. Die Erblasserin habe in ihrem Testament die Antragstellerin lediglich beispielhaft
benannt, weil diese zum Zeitpunkt der Errichtung des Testaments fur die Betreuung und Pflege der Erblasserin
zustéandig gewesen sei. Im Verlauf der darauffolgenden 10 Jahre bis zum Tod der Erblasserin sei zweimal eine
andere Betreuerin eingesetzt worden. Zum Zeitpunkt ihres Todes und auch in den Jahren davor sei die Erblasserin
von der Antragstellerin nicht formal betreut worden. Der von der Erblasserin gewahlte Wortlaut "pflegt und betreut"
lasst nach Auffassung des Senats auch nicht ohne weiteres erkennen, was die Erblasserin mit dieser Wortwahl
genau gemeint hat. Der Begriff "betreut" kdnne sich sowohl auf eine formale Betreuung als auch auf ein tatséchlich
betreuendes Verhalten beziehen und als Synonym fiir die Pflege gebraucht worden sein. Auch der Begriff "pflegt"
sei nicht eindeutig und kénne sich sowohl auf die kdrperliche Pflege als auch auf emotionale und psychische
Zuwendung oder auf beides beziehen. Beide Begriffe sind nach Auffassung des Senats auch in zeitlicher Hinsicht
schwer zu fassen. Aus dem Testament sei nicht zu erkennen, ob eine Pflege und Betreuung nur in den letzten
Wochen des Lebens der Erblasserin (mdglicherweise eine reine Sterbebegleitung) fir die Erbeinsetzung ausreicht
oder ob eine Betreuung Uber mehrere Jahre stattgefunden haben misse. Im Ergebnis ist nach Auffassung des
OLG der wahre Wille der Erblasserin aus dem Wortlaut des Testaments nicht hinreichend sicher feststellbar, um
denjenigen als Erben zu identifizieren, den die Erblasserin als ihren Rechtsnachfolger einsetzen wollte. Auch
auRRerhalb des Testaments liegende Umsténde, die grundsétzlich zur Auslegung des Testaments herangezogen
werden konnten, seien nicht erkennbar. Insbesondere seien keine Personen bekannt, die mit der Erblasserin zum
Zeitpunkt der Errichtung des Testaments Kontakt gehabt hatten und die méglicherweise Angaben zum Inhalt des
Testierwillens der Erblasserin hatten machen kénnen. Das OLG kam daher zu dem Ergebnis, dass der Inhalt der
testamentarischen Verflgung zu unbestimmt ist, um einen eindeutigen Willen der Erblasserin zu identifizieren.
DemgemalR ist das Testament wegen mangelnder Bestimmtheit nach der Entscheidung des Senats als unwirksam

einzustufen.

7. Steuerrecht Arbeitnehmer

Energiepreispauschale kann beim Finanzgericht eingeklagt werden

Eine Klage auf Auszahlung der Energiepreispauschale muss vor dem Finanzgericht geltend gemacht werden.
Hintergrund: Der Antragsteller erstrebte die Auszahlung der Energiepreispauschale nach den Bestimmungen der
§8 112 ff. EStG von seinem Arbeitgeber. Fiir eine solche Klage stellte er einen Antrag auf Prozesskostenhilfe.
Entscheidung: Das FG wies den Antrag auf Prozesskostenhilfe mangels Erfolgsaussichten der Klage ab. Zutref-
fend sei, dass fiir die Klage auf Auszahlung der Energiepreispauschale der Finanzrechtsweg und nicht der Weg
zu den Arbeitsgerichten erdffnet sei. Bei der Klage handele es sich um eine abgabenrechtliche Angelegenheit.
Allerdings sei die Klage unzulassig, da kein Rechtsschutzinteresse bestehe. Der Arbeitgeber des Antragstellers

sei namlich nicht der richtige Beklagte. Der Arbeitgeber habe lediglich die Funktion einer Zahlstelle. Solange der
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Betrag nicht ausgezabhlt ist, misse deshalb der Glaubiger die Festsetzung durch Abgabe einer Einkommensteu-

ererklarung geltend machen.

8. Steuerrecht Privatvermégen

Wie kann an den Arbeitgeber gezahlte Lohnkirchensteuer abgezogen werden?

Erstattet der Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber im Rahmen eines Gesamtschuldnerausgleichs die fur ihn an das
Finanzamt gezahlten Lohnkirchensteuern, handelt es sich nicht um Werbungskosten, da der hierfur erforderliche
objektive Zusammenhang mit dem Beruf fehlt. Die an den Arbeitgeber geleistete Erstattung ist jedoch als Son-
derausgabe abziehbar. Hintergrund: Der Klager erzielte als Gesellschafter-Geschaftsfiihrer einer GmbH Einkiinfte
aus nichtselbststandiger Arbeit. Aufgrund einer LohnsteueraufRenpriufung kam es u. a. zu einer Nacherhebung
von Lohn- und Kirchensteuer fir eine Sachzuwendung. Das Finanzamt nahm die GmbH als Arbeitgeberin des
Klagers gem. § 42d EStG in Haftung. Die GmbH nahm wiederum den Klager in Regress, der daraufhin u. a. die
Kirchensteuer an die GmbH zahlte. Diese Kirchensteuerzahlung machte der Klager in seiner Einkommensteuer-
erklarung als Sonderausgaben geltend. Das Finanzamt lie3 den Kirchensteuerbetrag bei der Einkommensteuer-
festsetzung unberiicksichtigt. Sowohl der gegen die Festsetzung eingelegte Einspruch als auch die gegen die
Einspruchsentscheidung eingereichte Klage blieben, insbesondere mit dem Hinweis, dass der Klager eine Zah-
lung auf seine persdnliche Kirchensteuerschuld nicht geleistet, sondern allein den Rickforderungsbetrag an die
GmbH als Folge eines zivilrechtlichen Anspruchs gezahlt habe, erfolglos. Entscheidung: Der BFH hat das Urteil
des FG aufgehoben. Anders als im Fall der Haftungsinanspruchnahme eines Arbeitnehmers durch das Finanzamt
gem. 88 69, 34 AO reicht es fur einen Abzug der gezahlten Lohnkirchensteuer als Werbungskosten nicht aus,
dass der Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber die aufgrund eines Anspruchs nach § 42d Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 Satz 1
EStGi.V.m. 8§ 44 Abs. 1 Satz 1 AO, 8§ 426 Abs. 1 Satz 1 BGB geleistete Haftungssumme erstattet. Aufwendungen
eines angestellten Geschéftsfuhrers zur Tilgung von Haftungsschulden kdnnen Werbungskosten bei dessen Ein-
kinften aus nichtselbststandiger Arbeit sein, soweit die Haftung auf nicht abgefiihrter Lohn- bzw. Lohnkirchen-
steuer beruht, die auf den Arbeitslohn des Geschaéftsfihrers entféllt. Gleiches wird insoweit fuir die im Rahmen
einer Haftungsinanspruchnahme gezahlte Lohnkirchensteuer gelten. Entscheidend ist jedoch in beiden Fallen,
dass diese Zahlungen auf der Inanspruchnahme des Arbeithehmers gem. 88 69, 34 AO fiir vom Arbeitgeber an-
gemeldete, aber nicht abgefiihrte Lohn(kirchen)steuer beruhen. Dies kann der Fall sein, wenn dem Arbeitnehmer
eine berufliche Pflichtverletzung zur Last gelegt wird, aufgrund derer er als Haftender in Anspruch genommen
wird und diese Steuern zahlen muss. Sofern der Steuerpflichtige dagegen lediglich im Rahmen eines zivilrechtli-
chen Ruckgriffs seinem Arbeitgeber die von diesem gezahlte Lohnkirchensteuer erstattet, kommt er allein dem im
Arbeitsverhéltnis begriindeten zivilrechtlichen Anspruch des Arbeitgebers nach und begleicht seine personliche
Steuerschuld. Ein objektiver Zusammenhang mit dem Beruf besteht in einem solchen Fall nicht. Ausldser fir die
Zahlung bleibt die vorangegangene Begleichung der personlichen Kirchensteuer des Arbeithehmers durch den
Arbeitgeber. Der Steuerpflichtige erstattet lediglich seinem Arbeitgeber die von diesem fiir ihn bereits abgefuhrte
Lohnkirchensteuer. Die Aufwendungen des Kléagers zur Tilgung der Regressforderungen der GmbH sind somit
keine Werbungskosten i. S. d. § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG bei den Einkiinften aus nichtselbststandiger Arbeit. Es fehlt
an dem fiir einen Werbungskostenabzug erforderlichen objektiven Zusammenhang mit dem Beruf, weil er nicht in
seiner Eigenschaft als Geschéftsfihrer der GmbH in Haftung genommen worden ist. Der Klager als Schuldner

der Lohnkirchensteuer hat dem Arbeitgeber die auf ihn entfallenden Kirchensteuern erstattet und fiir die nétige
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nachtragliche Deckung gesorgt. Er war hierzu als Gesamtschuldner nach § 42d Abs. 3 Satz 1 EStG i. V. m. dem
Kirchensteuergesetz verpflichtet, soweit die Haftung des Arbeitgebers reicht. Zahlt der Arbeitgeber aufgrund sei-
ner Haftung die Lohnkirchensteuer, erfillt er eine fremde Schuld, da grundsatzlich allein der Arbeitnehmer Schuld-
ner der Steuerforderung bleibt. Im Innenverhaltnis hat jedoch der Arbeitnehmer als Schuldner dem Arbeitgeber
diesen Betrag zu erstatten, unabhéngig von einem evtl. bestehenden Mitverschulden des Arbeitgebers gem. § 254
BGB. Er zahlt mithin als Arbeithehmer, wenn auch an die GmbH als Arbeitgeberin, seine personliche Kirchen-
steuer. Der Klager kann die von ihm an die GmbH gezahlte Kirchensteuer jedoch nach § 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG
als Sonderausgaben abziehen. Obwohl die gezahlte Kirchensteuer privat veranlasst ist, gehort sie nach § 10 Abs.
1 Nr. 4 EStG zu den Sonderausgaben. Abzugsfahig ist derjenige, der seine eigene Kirchensteuerschuld tatsach-
lich gezahlt hat. Dabei ist es nicht entscheidend, ob er sie selbst gezahlt hat, ob sie von seinem Arbeitgeber im
Wege des Steuerabzugs einbehalten worden ist oder ob er sie — wie im Streitfall — im Rahmen eines Gesamt-
schuldnerausgleichs seinem Arbeitgeber erstattet. Wird die Zahlung von einer anderen Person als dem schuld-
rechtlich Verpflichteten geleistet, ist der Schuldner mangels eigener Aufwendungen nicht wirtschaftlich belastet,

sodass ihm der Sonderausgabenabzug nicht zusteht.

Zur Anwendung von 8 175b AO bei einem Veranlagungsfehler

§ 175b AO ermdglicht die umfassende Korrektur eines Steuerbescheids fiir den Fall einer unzutreffenden Aus-
wertung elektronischer Daten unabhangig von der Fehlerquelle. Gilt dies auch bei einer fehlerhaften Behandlung
einer Entschadigung? Hintergrund: Dem Finanzamt wurden durch den Arbeitgeber des Klagers fir das Kalender-
jahr 2018 elektronische Lohnsteuerbescheinigungen tbermittelt, die u. a. einen Betrag i. H. v. 9.000 EUR fiir eine
nicht ermafigt besteuerte Entschadigung enthielten. Nach den weiteren Angaben in den Lohnsteuerbescheini-
gungen war der vorgenannte Betrag in dem bescheinigten Bruttoarbeitslohn enthalten. Im Bescheid fur 2018 be-
ricksichtigte das Finanzamt (erklarungsgemaf) den um die Entschadigung geminderten Bruttoarbeitslohn. Den
durch das Risikomanagementsystem (RMS) ausgegebenen Priithinweis, die Daten der Lohnsteuerbescheinigung
wichen von den erklarten Werten ab, zeichnete die Bearbeiterin mit dem Vermerk "Abfindungsvertrag liegt vor.
Gepruft." ab. Im Nachhinein stellte das Finanzamt fest, dass die Entschadigung durch die Verwendung einer
fehlerhaften Kennzahl bei der Durchfiihrung der Veranlagung nicht versteuert worden ist. Es erlie einen nach
§ 175b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO geénderten Bescheid, in dem der Bruttoarbeitslohn und die Entschadigung ent-
sprechend den Lohnsteuerbescheinigungen beriicksichtigt wurden. Im Erlauterungstext wies das Finanzamt da-
rauf hin. Den hiergegen eingelegten Einspruch hat das Finanzamt als unbegriindet zuriickgewiesen. Entschei-
dung: Das FG hat dem Finanzamt Recht gegeben und entschieden, dass es zur Korrektur des Bescheids be-
rechtigt gewesen sei, denn nach § 175b Abs. 1 AO sei ein Steuerbescheid aufzuheben oder zu andern, soweit
von der mitteilungspflichtigen Stelle an die Finanzbehérden tbermittelte Daten i. S. d. § 93¢ AO bei der Steuer-
festsetzung nicht oder nicht zutreffend beriicksichtigt worden sind. Die vom Arbeitgeber Gibermittelten Daten seien
bei der Steuerfestsetzung im urspriinglichen Bescheid nicht zutreffend ausgewiesen worden, sodass die steuer-
rechtliche Behandlung materiell-rechtlich fehlerhaft gewesen sei. Der Bruttoarbeitslohn des Klagers sei vom Fi-
nanzamt um die darin enthaltene Entschadigung gekiirzt worden, sodass die Einnahmen insgesamt um 9.000
EUR zu niedrig angesetzt wurden. Unerheblich sei, worauf die unzutreffende Auswertung beruhte. Denn fir die
Anwendbarkeit des § 175b AO komme es — anders als in den Féllen des § 173 AO — nicht darauf an, ob eine
Verletzung der Mitwirkungspflichten seitens des Steuerpflichtigen oder der Ermittlungspflichten durch das Finanz-
amt vorliege. Ebenso unerheblich sei, ob dem Steuerpflichtigen bei Erstellung der Steuererkldrung ein Schreib-
oder Rechenfehleri. S. d. § 173a AO oder der Finanzbehdrde bei Erlass des Steuerbescheids ein mechanisches
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Versehen i. S. d. § 129 AO unterlaufen sei. Der Sinn und Zweck des § 175b Abs. 1 AO liege gerade darin, eine
Anderungsméglichkeit unabhéngig von der Fehlerquelle zu schaffen. Hiermit wére es nicht vereinbar, die Korrek-
turmdglichkeit in den Fallen auszuschlieBen, in denen dem Finanzamt alle mafRgeblichen Daten vorlagen und
eine zutreffende Auswertung mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu erwarten war, dies aber auf-

grund eines Fehlers bei der Veranlagung unterblieben sei.

9. Steuerrecht Unternehmer

E-Paper-Ausgaben: Welcher Umsatzsteuersatz qilt?

Zeitungen werden haufig sowohl in Papier- als auch E-Paper-Form zur Verfiigung gestellt. Hier stellt sich die
Frage, welcher Steuersatz anzuwenden ist. Hintergrund: Im Streitzeitraum 2009-2012 wurden die Zeitungen des
klagenden Verlags in Printform und auch als inhaltsgleiches E-Paper im pdf-Format herausgegeben. Méglich war
auch nur ein Abonnement des E-Papers. Die Print-Abonnenten konnten im Streitzeitraum auf das E-Paper ohne
weitere Zuzahlung zugreifen. Spater mussten die Print-Abonnenten fiir das E-Paper eine zusatzliche Zahlung
entrichten. Die Klagerin unterwarf im Streitzeitraum das Gesamtentgelt dem fiir Druckerzeugnisse (z. B. Zeitun-
gen) geltenden ermafigten Steuersatz von 7 %. Das Finanzamt sah jedoch in der Zurverfligungstellung eines
elektronischen Zugangs zum E-Paper neben dem Print-Abonnement eine eigenstandige Leistung, auf die der
Regelsteuersatz (19 %) Anwendung finde. Wegen der unterschiedlichen Steuersétze teilte das Finanzamt das
Gesamtentgelt auf. Erst ab Inkrafttreten von § 12 Abs. 2 Nr. 14 UStG zum 18.12.2019 unterliegt auch der Zugang
zum E-Paper dem ermaRigten Steuersatz. Entscheidung: Nach Auffassung des FG stellt die Zurverfligungstel-
lung des E-Papers im streitigen Zeitraum 2009-2012 eine eigenstindige dem Regelsteuersatz unterliegende
sonstige Leistung dar. Nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 UStG ist auf die Lieferung von Biichern und Zeitschriften der erma-
Bigte Steuersatz von 7 % anzuwenden. Der mit dem Jahressteuergesetz 2019 eingefiihrte ermafigte Steuersatz
auf E-Paper gem. § 12 Abs. 2 Nr. 14 UStG (neue Fassung) gilt erst ab dem 18.12.2019. Fur die hier streitigen
Zeitrdume 2009-2012 sieht das UStG fiir Umséatze mit E-Paper mangels Ausnahmevorschrift den Regelsteuersatz
von 19 % vor. Die Mdglichkeit des elektronischen Konsums ist nach Auffassung des FG ein vollig anderer Leis-
tungsgegenstand als die Lieferung einer Zeitung in Papierform. Wahrend letztere ein physisch erfassbares Pro-
dukt darstellt, an dem Besitz und Eigentum Ubertragen werden kann, erfille ersteres nur die Merkmale einer
sonstigen Leistung durch Zurverfiigungstellung von Informationen auf einem elektronischen Medium. Aus der
Sicht des Verlags geht es zwar in erster Linie um die Zurverfigungstellung journalistischer Inhalte und nicht um
das dabei eingesetzte Medium. Nach Auffassung des FG kommt es jedoch allein auf die Sicht eines Durchschnitts-
verbrauchers an. Fir diesen habe der Erhalt einer Zeitung einen anderen verbrauchsfahigen materiellen Gehalt
als die Zurverfugungstellung von elektronischen Informationen. So sei der elektronische Zugang flexibler hand-
habbar als die physische Zeitungslieferung (so etwa im Urlaub oder bei Nutzung durch andere Familienmitglieder).
Das FG sieht die Zurverfiigungstellung des E-Papers auch nicht als steuerlich unbeachtliche und das Schicksal
der Hauptleistung teilende Nebenleistung zur Zeitungslieferung an. Es sei insoweit nicht erkennbar, dass die Ein-
zelleistungen des Verlags fiur den Kunden so eng miteinander verbunden seien, dass sie objektiv einen einzigen
untrennbaren wirtschaftlichen Vorgang bildeten, dessen Aufspaltung wirklichkeitsfremd ware. Das FG sieht auch
keine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung von Printausgabe und E-Paper. Bei unterschiedlich zu besteuernden
Leistungen zu einem pauschalen Gesamtverkaufspreis ist das einheitliche Entgelt sachgerecht aufzuteilen. Zwar

ist die Aufteilung anhand der jeweiligen Einzelverkaufspreise die einfachste Berechnungsmethode, dies wiirde
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jedoch fur den Verlag zu einem ungiinstigen Ergebnis fihren. Deshalb orientierte sich das Finanzamt an fr Print-
Kunden zu spaterer Zeit fir den E-Paper-Zugang berechneten Preisen und legte dabei einen Mittelwert von 1,99

EUR zugrunde. Daher liege insoweit keine rechtswidrige Benachteiligung der Klagerin vor.

Festsetzung von Nachzahlungszinsen zur Umsatzsteuer: Kein Versto3 gegen Unionsrecht

Weder die Mehrwertsteuersystemrichtlinie noch das tbrige Unionsrecht enthélt Normen zu steuerlichen Neben-
leistungen. Diese gehéren vielmehr zum Verfahrensrecht, fir das der Grundsatz der Autonomie der Mitgliedstaa-
ten gilt. Hintergrund: Zwischen der Klagerin und dem Finanzamt war streitig, ob die Vorschriften tiber die Festset-
zung von Nachzahlungszinsen nach § 233a AO gegen Unionsrecht verstof3en. In den Umsatzsteuererklarungen
fur die Jahre 2008—-2011 machte die Klagerin Vorsteuerbetrage geltend, die das Finanzamt zunéchst anerkannte,
spater aber beanstandete und riickgangig machte. Es kam zu Nachzahlungen und der Festsetzung von Nach-
zahlungszinsen nach 8§ 233a AO. In der Folge reichte die Klagerin im Jahr 2014 Kkorrigierte, den Anforderungen
des Finanzamts entsprechende Rechnungen ein. Das Finanzamt gewéhrte daraufhin den Vorsteuerabzug im Jahr
2014. Erstattungszinsen nach § 233a AO entstanden mangels Beginns des Zinslaufs insoweit nicht. Die nach der
erfolglosen Durchfiihrung eines Einspruchsverfahrens erhobene Klage wegen der Versagung des Vorsteuerab-
zugs in den Jahren 2008-2011 hatte Erfolg. Mit den wiederum geénderten Umsatzsteuerbescheiden fiir diese
Jahre setzte das Finanzamt auch Erstattungszinsen nach § 233a AO fest. Zugleich machte das Finanzamt den
Vorsteuerabzug im Jahr 2014 wieder riickgangig und setze insoweit Nachzahlungszinsen nach § 233a AO fest.
Der Einspruch gegen diesen Zinsbescheid hatte keinen Erfolg. Entscheidung: Das FG hat die Klage, mit der die
Klagerin (erstmals) geltend machte, die Zinsfestsetzung verstof3e gegen das Unionsrecht, weil § 233a AO nicht
die Umstande des Einzelfalls berlicksichtige, insbesondere ob dem Fiskus ein Steuerschaden entstanden sei oder
ob ein Mitverschulden des Steuerpflichtigen vorliege, als unbegriindet abgewiesen. Nach der Rechtsprechung
des BFH gilt das Neutralitatsprinzip fiir die Umsatzsteuer, nicht aber fir steuerliche Nebenleistungen wie bei-
spielsweise Zinsen. Soweit der EUGH aus dem Grundsatz der steuerlichen Neutralitat ableitet, dass (auch wenn
Art. 183 MwStSystRL weder eine Pflicht zur Zahlung von Zinsen auf den zu erstattenden Vorsteueriiberschuss
vorsieht noch angibt, ab wann solche Zinsen zu zahlen wéren) die finanziellen Verluste, die dadurch entstehen,
dass ein Vorsteueriiberschuss nicht innerhalb einer angemessenen Frist erstattet wird, durch die Zahlung von
Verzugszinsen ausgeglichen werden, ist festzustellen, dass im vorliegenden Fall der Verzinsung keine Erstattung,
sondern eine Nachzahlung zugrunde liegt. Zudem sieht § 233a AO i. V. m. § 238 AO nicht nur die Festsetzung
von Nachzahlungszinsen, sondern auch von Erstattungszinsen vor. Solche sind im Ubrigen fiir die Klagerin wegen
der irrtmlich zurtickgeforderten Vorsteuern 2008-2011 auch festgesetzt worden. Ein Verstol3 gegen den Verhalt-
nismafigkeitsgrundsatz liegt ebenfalls nicht vor. Entgegen der Auffassung der Kléagerin handelt es sich bei der
Verzinsung nach § 233a AO nicht um eine MaRnahme mit Sanktionscharakter, sodass die von der Klagerin an-
gefiihrte Rechtsprechung des EuGH zu den Anforderungen an Sanktionen im Streitfall nicht unmittelbar anwend-
bar ist. Im konkreten Fall ist die Festsetzung der Nachzahlungszinsen zudem bereits deswegen unionsrechtskon-
form, weil die von der Klagerin abstrakt geriigten Verstd3e gegen das Unionsrecht, insbesondere gegen den
Neutralitatsgrundsatz und den Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit, im Streitfall nicht vorliegen. Denn der Klagerin
ist trotz Festsetzung der Nachzahlungszinsen im Ergebnis kein finanzieller Schaden entstanden, der hatte be-
ricksichtigt werden kdnnen. Zwar wurden Nachzahlungszinsen festgesetzt, weil die vom Finanzamt falschlicher-
weise in das Jahr 2014 verlagerte Vorsteuererstattung wieder riickgangig gemacht wurde und die Umsatzsteuer-
festsetzung damit zum Nachteil der Klagerin ge&ndert worden ist. Auf der anderen Seite wurde jedoch die unbe-
rechtigte Versagung des Vorsteuerabzugs in den Jahren 2008-2011 ebenfalls wieder riickgangig gemacht. Dies
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fuhrte nicht nur zum Entfallen der insoweit festgesetzten Nachzahlungszinsen, sondern auch zur Festsetzung von

Erstattungszinsen auf die unberechtigterweise vorenthaltenen Vorsteuern.

Gewerbesteuerbefreiung: Was qilt bei Einrichtungen zur ambulanten Rehabilitation?

Die maRgebliche 40 %-Grenze fiir eine partielle Steuerbefreiung ambulanter Reha-Einrichtungen richtet sich nur
nach der Anzahl der ambulanten Rehabilitationsfélle, die insgesamt behandelt wurden. Hintergrund: Die Klagerin
betreibt Physiotherapie- und ambulante Rehabilitationseinrichtungen. Sie erbringt damit Leistungen der sog. "Er-
weiterten Ambulanten Physiotherapie (EAP)", welche nach § 3 Nr. 20 Buchst. e GewStG steuerbefreit sind. Zu-
satzlich wurden Behandlungselemente der krankengymnastischen Therapie, physikalischen Therapie und medi-
zinischen Trainingstherapie angeboten. Das Finanzamt hat die Gewerbesteuerbefreiung abgelehnt, da die Be-
handlungskosten nicht in mindestens 40 % der Falle von den gesetzlichen Tragern der Sozialversicherung getra-
gen worden sind. Hierbei hat das Finanzamt auf alle Umsétze der Klagerin abgestellt; der Anteil der begiinstigten
Rehabilitationsleistungen daran lag unter der 40 %-Grenze. Der Einspruch der Klagerin blieb erfolglos. Entschei-
dung: Das FG hat der Klage stattgegeben. Fiir die partielle Gewerbesteuerbefreiung von Einrichtungen zur am-
bulanten Rehabilitation ist es erforderlich, dass mindestens in 40 % der Falle die Behandlungskosten von den
gesetzlichen Tragern der Sozialversicherung ganz oder tberwiegend getragen worden sind. Die entscheidende
BezugsgrofRe fir die Fallzahl ermittelt sich auf Basis der Anzahl der in der Einrichtung insgesamt behandelten
ambulanten Rehabilitationsfélle. Dies gilt auch dann, wenn eine solche Einrichtung weitere — steuerlich nicht be-
glnstigte — allgemeine physiotherapeutische Leistungen erbringt. Denn die durch das Reha-Zentrum erbrachten
allgemeinen physiotherapeutischen Leistungen sind gewerbesteuerlich ohnehin nicht beglinstigt und bleiben des-
halb bei der Berechnung der 40 %-Grenze fiir die partielle Steuerbefreiung von vornherein au3en vor. Fir die
isolierte Betrachtung der Rehabilitationsfalle als BezugsgroR3e ist es zudem unerheblich, ob die Rehabilitation
gegenuber anderen Leistungsbereichen der Einrichtung raumlich oder organisatorisch verselbststandigt ist. Es
genigt, dass die Abgrenzung der steuerbefreiten Rehabilitationsleistungen anhand der Abrechnungsunterlagen

erfolgen kann.

Steuerberaterprifung: Anonymitdtsqgrundsatz und Uberdenkungsverfahren

Schriftliche Prifungsarbeiten kénnen auch ohne Verwendung eines anonymisierten Kennzahlensystems durch-
gefiihrt werden. Das Uberdenkungsverfahren erfordert eine eigenstandige und unabhéngige Uberpriifung durch
die hierfiir zustandigen Priifer. Eine gemeinsam abgestimmte Uberdenkung von Klausuren durch eine Priifer-
mehrheit ist unzulassig. Hintergrund. Die Klagerin nahm an der Steuerberaterpriifung teil. Auf den schriftlichen
Klausuren musste sie ihren Namen angeben, der somit den Korrektoren bei der Bewertung bekannt war. Weil ihre
schriftlichen Prifungsleistungen nicht ausreichend waren, liel3 die prifende Steuerberaterkammer die Klagerin
nicht zur miindlichen Prifung zu. Sie beantragte daraufhin parallel zum angestrengten Klageverfahren, die Be-
wertung aller Klausuren im Rahmen eines Uberdenkungsverfahrens zu iiberpriifen. Das Uberdenkungsverfahren
fuhrte nicht zum Erfolg, weil die Prufer an ihrer Benotung festhielten. Die Prifer gaben dabei u. a. folgende Stel-
lungnahme zu den Einwendungen der Kléagerin ab: Der Erstkorrektor der Klausur "Steuern vom Einkommen und
Ertrag" stellte in seiner Stellungnahme eingangs fest: "Ich nehme in Abstimmung mit dem Zweitkorrektor ... wie
folgt Stellung ...". Das Ergebnis der Uberdenkung lautete zusammengefasst, dass angesichts grundlegender De-
fizite in der Summe nicht mehr als die Note 4,50 vergeben werden koénne. Der Zweitkorrektor erklarte hierzu am

Ende der Stellungnahme schriftlich: "Ich habe die Stellungnahme des Erstkorrektor mit diesem abgestimmt und
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stimme der darin enthaltenen Bewertung vollinhaltlich zu." Im finanzgerichtlichen Verfahren begehrte die Klagerin
ohne Erfolg eine Neubewertung ihrer Aufsichtsarbeiten durch andere Prifer unter Beachtung der Rechtsauffas-
sung des FG sowie unter Wahrung ihrer Anonymitat. Entscheidung: Der BFH hat die durch die Steuerberater-
kammer vertretene, fir die Finanzverwaltung zustandige oberste Landesbehorde (Beklagte) verpflichtet, die von
der Klagerin angefertigte Aufsichtsarbeit "Steuern vom Einkommen und Ertrag" unter Beachtung der Rechtsauf-
fassung des Gerichts durch andere Prifer neu bewerten zu lassen und unter Beriicksichtigung der Neubewertung
einen neuen Bescheid liber das Ergebnis der schriftlichen Steuerberaterpriifung zu erlassen. Im Ubrigen hat er
die Revision als unbegriindet zuriickgewiesen. Prufungsentscheidungen kdnnen gerichtlich nur beschrankt tber-
pruft werden. Pruferische Bewertungen sind von den Erfahrungen und Wertvorstellungen des einzelnen Priifers
abhangig und damit unvertretbare héchstpersonliche Urteile. Das Gericht kann daher nur prifen, ob die Priifungs-
entscheidung an fachlichen Beurteilungsméngeln leidet, ob die Prufer den priferischen Bewertungsspielraum
Uberschritten haben und ob die fir die Prifung maRgebenden Verfahrensbestimmungen eingehalten worden sind.
Das in § 29 DVStB vorgesehene Uberdenkungsverfahren im Steuerberaterexamen gibt dem Priifling die Méglich-
keit, eine erneute Uberpriifung seiner Examensergebnisse durch die jeweiligen Prifer zu beantragen, falls er
Zweifel an der Richtigkeit der Bewertung hat und sich dagegen wehren méchte. Zwar enthalt 8 29 DVStB keine
weiteren Regelungen zur Ausgestaltung des Uberdenkungsverfahrens. Das BVerwG hat insofern — indes in Zu-
sammenhang mit der Juristenausbildung — zutreffend entschieden, dass das in Art. 12 Abs. 1 GG verankerte
Erfordernis der eigenstandigen und unabhéangigen Urteilsbildung der Prufer durch eine Verfahrensgestaltung ver-
letzt wird, die es den Priifern im Rahmen des Uberdenkungsverfahrens ermdoglicht, eine gemeinsame Stellung-
nahme zu den Einwanden des Priiflings auf Grundlage eines entsprechenden, vom Erstprifer gefertigten Entwurfs
und einer nachfolgenden Beratung zwischen ihnen abzugeben, die stattfindet, ohne dass die Priifer zuvor das
Ergebnis ihres Uberdenkens schriftlich niedergelegt haben. Eine Abstimmung und Beratung iiber die zu verge-
bende Note ist allenfalls im Nachgang hierzu zulassig. Den Anforderungen des Art. 12 Abs. 1 GG wird nur dann
genigt, wenn Prifungsleistungen, deren Bewertung intensiv in die Freiheit der Berufswahl eingreift, einer Bewer-
tung durch zwei oder mehr Prifer zugefiihrt werden. Der objektivitatssteigernde Effekt der Einschaltung einer
Prifermehrheit wiirde aber durch Zulassung gemeinsamer Beurteilungen zu einem erheblichen Teil wieder zu-
nichte gemacht. Jeder Prifer muss seine Bewertungen vielmehr eigensténdig Giberdenken. Diese Erwdgungen
gelten ebenso fiir die Uberdenkung im Rahmen des Steuerberaterexamens, da es sich desgleichen um eine be-
rufsbezogene Abschlussprifung handelt. Zu der Klausur "Steuern vom Einkommen und Ertrag" haben die Priifer
eine untereinander abgestimmte Stellungnahme abgegeben. Ein Zweitprifer muss sein Bewertungsergebnis zwar
nicht eigenstandig begriinden, wenn er mit der Erstbewertung voll inhaltlich Gbereinstimmt. Dem Anspruch auf
eigenstandiges Uberdenken wird allerdings dann nicht mehr geniigt, wenn sich der Zweitkorrektor — wie er im
Streitfall erklart hat — darauf beschrankt, die Stellungnahme des Erstkorrektors mit diesem abzustimmen, anstatt
die von ihm vorgenommenen Bewertungen autonom einer Uberpriifung zu unterziehen. Aus diesem Verfahrens-
fehler im Uberdenkungsverfahren folgt im Streitfall die Rechtswidrigkeit der Bewertung der betreffenden Aufsichts-
arbeit, was einen Anspruch der Klagerin auf Neubewertung durch noch nicht damit befasste Priifer begriindet.
Die auf eine Verletzung des Anonymitatsgrundsatzes gestitzte Argumentation der Klagerin konnte der Revision
nicht zum Erfolg verhelfen. Das von der Beklagten gewahlte Verfahren, die Aufsichtsarbeiten namentlich zu kenn-
zeichnen, anstatt vor den Priifern anonymisierte Kennzahlen zu verwenden, ist zuléssig und begegnet — auch mit
Blick auf das Verbot geschlechtsspezifischer Diskriminierung — keinen verfassungsrechtlichen Bedenken. § 18
Abs. 1 Satz 4 DVStB sieht die Mdglichkeit einer nicht anonymisierten Klausurkorrektur ausdriicklich vor. Danach

bestimmt die zusténdige Steuerberaterkammer, ob die Aufsichtsarbeiten mit der Anschrift und der Unterschrift
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des Bewerbers oder mit einer zugeteilten Kennzahl zu versehen sind. Diese zulassigerweise auf Grundlage der
§8 158 Nr. 1 Buchst. b und 37b StBerG in einer Rechtsverordnung getroffene Regelung ist mit héherrangigem
Recht vereinbar.

Verspéatungszuschlag: Uberschreiten der verldngerten Abgabefristen

Bei Uberschreiten der aufgrund der Pandemie verlangerten Abgabefristen fiir Steuererklarungen erfolgt grund-
satzlich die Festsetzung eines Verspatungszuschlags. Hintergrund: Der Steuerberater des Klagers gab die Ge-
werbesteuererklarung 2019 erst im Dezember 2021 ab, ohne zuvor beim Finanzamt eine Fristverlangerung be-
antragt zu haben. Das Finanzamt setzte hierauf einen Verspatungszuschlag von 100 EUR fest, gegen den sich
der Klager im Einspruchsverfahren wandte. Er verwies auf die Mehrbelastung durch die Corona-Pandemie. Zwar
sei eine gesetzliche Verlangerung der Abgabefristen nur bis 31.8.2021 erfolgt, die Finanzverwaltung habe aber in
ihrem Fragenkatalog (sog. FAQ) zum Ausdruck gebracht, dass sie die Besonderheiten der Pandemie im Einzelfall
besonders beriicksichtigen werde. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, die Rechtslage sei eindeutig. Da der
Steuerberater des Klagers keine Fristverlangerung im Vorab beantragt habe, sei ein Verspatungszuschlag fest-
zusetzen. Entscheidung: Das FG bestétigte indes die Auffassung des Finanzamts. Nach der aktuellen Fassung
des 8 152 Abs. 2 Nr. 1 AO sei es zwingend, einen Verspéatungszuschlag festzusetzen, wenn die Steuererklarung
nicht innerhalb der gesetzlich bestimmten Frist eingereicht werde. Aufgrund der Besonderheiten der Corona-Pan-
demie sei diese Frist fir das Jahr 2019 bis 31.8.2021 verlangert worden. Diese Frist habe der Klagervertreter
nicht eingehalten, sodass ein der H6he nach auch zutreffender Verspatungszuschlag festzusetzen gewesen sei.
Eine allgemeine weitere Verlangerung der Abgabefristen ergebe sich auch nicht aus den FAQ. Hiernach habe die
Finanzverwaltung nur zum Ausdruck gebracht, dass es die Besonderheiten der Pandemie im jeweiligen Einzelfall

besonders prifen und berlcksichtigen werde.

Wann die Gestattung der Ist-Besteuerung widerrufen werden kann

Falls ein Leistungsempfanger bereits zur Vornahme des Vorsteuerabzugs berechtigt ist, obwohl beim leistenden
Unternehmer aufgrund der Gestattung der Ist-Besteuerung noch keine Umsatzsteuer entstanden ist, beruht dies
umsatzsteuerrechtlich nicht auf einer missbrauchlichen Gestaltung durch die am Leistungsaustausch beteiligten
Steuerpflichtigen, sondern auf einer unzutreffenden Umsetzung oder Anwendung des Art. 167 MwStSystRL durch
den Mitgliedstaat Deutschland. Hintergrund: Der Klager ist Unternehmer und besteuert seine Umsatze aufgrund
einer Genehmigung vom 2.4.1987, die unter dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt worden ist, nach vereinnahmten
Entgelten. Im Sommer 2015 fand bei ihm eine AuBenprifung des Finanzamts statt. Der Priferin fiel auf, dass der
Klager als Geschéftsflihrer verschiedener Firmen (Leistungsempfangerinnen) unternehmerisch tatig war, denen
er in erheblichem Umfang Rechnungen mit gesondertem Ausweis von Umsatzsteuer erteilt hatte, die von den
Leistungsempfangerinnen jedoch nur tber Verrechnungskonten gebucht und tiber mehrere Jahre hinweg nicht
bezahlt wurden. In den Rechnungen waren weder Zahlungsfristen genannt noch Falligkeiten ausgewiesen. Die
Priuferin war der Auffassung, dass ein zeitnaher Zufluss der Entgelte firr die abgerechneten Leistungen beim Kla-
ger nicht angestrebt worden sei, sondern hétte gezielt vermieden werden sollen. Das Finanzamt widerrief darauf-
hin die Genehmigung zur Besteuerung der Umséatze nach vereinnahmten Entgelten mit Bescheid v. 18.11.2015
zum 1.1.2016. Die sofortige Vornahme des Vorsteuerabzugs bei den Leistungsempféngerinnen bei fehlender

Vereinnahmung der Entgelte fiir die Umséatze beim Klager begriinde bei nahestehenden Personen die Vermutung,
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dass die Gestattung missbraucht werde. Der Einspruch des Klagers, mit dem er vortrug, die Ablehnung sei er-
messensfehlerhaft auf Liquiditatsvorteile des leistenden Unternehmers gestutzt worden, obwohl gerade die Star-
kung der Liquiditat kleiner und mittlerer Unternehmer Zweck der Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten sei
und Zinsnachteile der Finanzverwaltung vom Zweck der Vorschrift umfasst seien, wies das Finanzamt durch Ein-
spruchsentscheidung als unbegriindet zurtick. Das FG hat die hiergegen erhobene Klage abgewiesen, weil nach
dessen Ansicht der Widerrufsgrund der Gefahrdung des Steueraufkommens vorliege. Entscheidung: Der BFH
entscheidet, dass die Revision des Klagers begriindet ist. Sie fiihrt zur Aufhebung der Vorentscheidung und Statt-
gabe der Klage. Das Finanzamt kdnne sich auf die von ihm bejahte Geféahrdung des Steueraufkommens nicht
berufen, weil den Leistungsempfangern des Klagers der Vorsteuerabzug nach Art. 167 MwStSystRL erst zustehe,
wenn diese die Umsatzsteuer an den Klager gezahlt hatten. Ob dieses Ergebnis im Besteuerungsverfahren der
Leistungsempfangerinnen durch eine richtlinienkonforme Auslegung des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG gefunden
werden kénne oder der Gesetzgeber dazu zunachst das nationale Recht anpassen misse, bedirfe im Streitfall
keiner Entscheidung. Im Streitfall habe das Finanzamt den Widerruf darauf gestiitzt, dass die Vornahme des
Vorsteuerabzugs beim Leistungsempfanger bei gleichzeitig fehlenden Umséatzen beim leistenden Unternehmer
bei nahestehenden Personen die Vermutung begriinde, dass die dem leistenden Unternehmer erteilte Gestattung
missbraucht werde. Dies treffe indes nicht zu, weil Art. 167 MwStSystRL einer nationalen Regelung entgegen
stehe, nach der das Recht auf Vorsteuerabzug bereits im Zeitpunkt der Ausfiihrung des Umsatzes entstehe, wenn
der Steueranspruch gegen den Lieferer oder Dienstleistungserbringer nach einer nationalen Abweichung gem.
Art. 66 Abs. 1 Buchst. b MwStSystRL erst bei Vereinnahmung des Entgelts entstehe und dieses noch nicht gezahlt
worden sei. Das Recht auf Vorsteuerabzug werde namlich nach Art. 167, 179 Satz 1 MwStSystRL grundsétzlich
wahrend des gleichen Zeitraums ausgelbt, in dem es entstanden ist, d. h., wenn der Anspruch auf die Steuer
entstehe. Das bedeute, dass es zu dem von Finanzamt und FG bejahten Missbrauch kraft Unionsrechts nicht
kommen kénne. Die Frage, ob dem leistenden Unternehmer die Ist-Besteuerung gestattet werde, habe nur Aus-
wirkung darauf, ob sowohl die Umsatzsteuer als auch das Recht auf Vorsteuerabzug bereits bei Ausfihrung des
Umsatzes oder erst bei Vereinnahmung entstehen wirden. Ein zeitliches Auseinanderfallen, das durch den Wi-
derruf der Gestattung gegeniiber dem Klager verhindert werden solle, sei unionsrechtlich nicht méglich. Es beruhe
nicht auf dem von Finanzamt und FG beanstandeten Verhalten des Klagers, sondern — wenn Uberhaupt — auf der
unzutreffenden Umsetzung des Unionsrechts in Deutschland. Ob das dargestellte Ergebnis im Besteuerungsver-
fahren der Leistungsempféngerinnen seit dem Besteuerungszeitraum 2016, zu dem der Widerruf erfolgen sollte,
durch richtlinienkonforme Auslegung des nationalen Rechts erreicht werden kdnne, bediirfe vorliegend keiner
Entscheidung. Eine dem Art. 167 MwStSystRL vergleichbare Vorschrift enthalte das nationale Recht bisher nicht
ausdricklich. 8 13 UStG regele nur die Entstehung der Steuer und nicht die Entstehung des Rechts auf Vorsteu-
erabzug. Von der nach § 16 Abs. 1 UStG berechneten Steuer seien nach § 16 Abs. 2 UStG die in den Besteue-
rungszeitraum fallenden, nach § 15 UStG abziehbaren Vorsteuerbetrdge abzusetzen. 8 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
Satz 1 UStG regele, dass der Unternehmer u. a. die gesetzlich geschuldete Steuer fiir Lieferungen und sonstige
Leistungen, die von einem anderen Unternehmer fir sein Unternehmen ausgefiihrt worden sind, abziehen kénne.
Fir die Auslegung dieser Vorschriften kdnnte bedeutsam sein, dass der BFH § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1
UStG im Wege richtlinienkonformer Auslegung dahingehend einschrankend ausgelegt habe, dass nicht jeder,
sondern nur der "geschuldete" Steuerbetrag als Vorsteuer abziehbar sei. Diese vom BFH bereits vorgenommene,
das frihere Verstéandnis des 8 15 UStG einschrdnkende Auslegung kdnnte auch eine zeitliche Komponente be-
inhalten: Der Begriff "geschuldet” i. S. d. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG konnte dahingehend zu verstehen sein,

dass die Steuer schon geschuldet werden misse, um als Vorsteuer abgezogen werden zu kénnen (und daher
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vom Leistungsempfanger noch nicht abgezogen werden diirfe, solange sie vom Leistenden noch nicht geschuldet
werde). Darauf komme es im Streitfall, in dem nur Uber den Widerruf der Gestattung der Besteuerung nach ver-
einnahmten Entgelten des Klagers zu entscheiden sei, indes nicht an. Darliber sei vielmehr in den Besteuerungs-
verfahren der Leistungsempfangerinnen zu entscheiden. Sollte den Leistungsempféangerinnen der Vorsteuerab-
zug nicht zu versagen sein, obwohl der Klager die Umsatzsteuer méglicherweise noch nicht vereinnahmt habe,

ware dies vom Mitgliedstaat Deutschland hinzunehmen.

29/29

Info-Brief, vorherige Ausgaben und weitere aktuelle Informationen finden Sie auch auf unseren Webseiten
Stand: 12.01.2024 Alle Beitrage sind nach bestem Wissen und Gewissen zusammengestellt.
Eine Haftung fir deren Inhalt kann jedoch nicht ibernommen werden.



	In eigener Sache
	Termine Januar 2024
	Basiszinssatz zum 1. Januar 2024 bei 3,62 %
	1. GmbH-Gesellschafter/-Geschäftsführer
	Körperschaftsteuerliche Organschaft und unterjährige Verschmelzung
	Körperschaftsteuerliche Organschaft und unterjähriger qualifizierter Anteilstausch
	Reisegewerbe: Zur gewerbesteuerlichen Hinzurechnung von Standflächenkosten
	2. Kapitalanlage & Versicherung
	Keine Anwendung des KapErhStG auf Genossenschaftsanteile
	Können Erstattungszinsen als tarifbegünstigte Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten angesehen werden?
	3. Land- und Forstwirtschaft
	Ermittlung des einfachen Kürzungsbetrags und Aufteilung des Ersatzwirtschaftswerts
	4. Lohn und Gehalt
	Firmenwagen: Wann spricht der Anscheinsbeweis für Privatnutzung?
	5. Private Immobilienbesitzer
	Beleidigung unter Wohnungseigentümern: Wann dies Sache der WEG ist
	Erneuerung von Elektro-, Heizungs- und Sanitärinstallationen: Herstellungskosten oder Erhaltungsaufwendungen?
	Liebhaberei bei Vermietung von Luxusimmobilien
	Lüge des Mieters kann Kündigung rechtfertigen, muss aber nicht
	6. Sonstige Steuern
	Sachsen: Regelungen des neuen Grundsteuergesetzes sind rechtmäßig
	Wann ein Testament wegen mangelnder Bestimmtheit unwirksam ist
	7. Steuerrecht Arbeitnehmer
	Energiepreispauschale kann beim Finanzgericht eingeklagt werden
	8. Steuerrecht Privatvermögen
	Wie kann an den Arbeitgeber gezahlte Lohnkirchensteuer abgezogen werden?
	Zur Anwendung von § 175b AO bei einem Veranlagungsfehler
	9. Steuerrecht Unternehmer
	E-Paper-Ausgaben: Welcher Umsatzsteuersatz gilt?
	Festsetzung von Nachzahlungszinsen zur Umsatzsteuer: Kein Verstoß gegen Unionsrecht
	Gewerbesteuerbefreiung: Was gilt bei Einrichtungen zur ambulanten Rehabilitation?
	Steuerberaterprüfung: Anonymitätsgrundsatz und Überdenkungsverfahren
	Verspätungszuschlag: Überschreiten der verlängerten Abgabefristen
	Wann die Gestattung der Ist-Besteuerung widerrufen werden kann

